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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Toni Brunner (svp, SG), dass
Doppelbürgern, welche sich an terroristischen Aktivitäten oder Kampfhandlungen in
der Schweiz oder im Ausland beteiligen, zwingend das Schweizer Bürgerrecht entzogen
werden soll. Von in die Schweiz zurückkehrenden dschihadistischen Söldnern gehe ein
«enormes Gefahrenpotential für den Staat und seine Bevölkerung» aus, begründete der
Initiant sein Anliegen. Die Mehrheit der vorberatenden SPK-NR lehnte den
Automatismus jedoch mit der Begründung ab, dass er die Gewaltenteilung untergrabe,
indem er den rechtsanwendenden Behörden jeglichen Spielraum verwehre. Die
Massnahme bringe zudem keinen Sicherheitsgewinn, da der Entzug des Bürgerrechts
dazu führe, dass eine straffällige Person nicht mehr in die Schweiz ausgeliefert werden
könne und sich so nicht vor Schweizer Gerichten verantworten müsse. Dem Nationalrat
genügte die bereits heute im Bürgerrechtsgesetz vorgesehene Möglichkeit zum Entzug
des Bürgerrechts jedoch nicht. Eine Mehrheit aus Vertretern der SVP- und CVP-
Fraktionen sprach sich mit 102 gegen 85 Stimmen bei 4 Enthaltungen für den
Ausbürgerungs-Automatismus aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.12.2015
KARIN FRICK

Mit der gleichen Argumentation wie ihre Schwesterkommission im Vorjahr beantragte
auch die Mehrheit der SPK-SR ihrem Rat, der parlamentarischen Initiative Brunner (svp,
SG) zum zwingenden Entzug des Schweizer Bürgerrechts für dschihadistische Söldner
keine Folge zu geben. Im Gegensatz zum Nationalrat folgte die Ständekammer im
Sommer 2016 dem Antrag ihrer Komissionsmehrheit und versenkte das Anliegen mit 27
zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2016
KARIN FRICK

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Franz Steinegger, der seit 1989 Parteipräsident ist, wurde für eine weitere Amtsperiode
bestätigt. Ins Vizepräsidium wurde neben den wiederkandidierenden Vreni Spoerry (ZH)
und Fulvio Pelli (TI) als Vertreter der welschen Schweiz neu Peter Tschopp (GE) gewählt.
Nationalrat Tschopp gilt als ausgesprochener Europabefürworter. Tschopp ersetzte den
verstorbenen Jurassier Pierre Etique. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.04.1996
EVA MÜLLER

Im März hat die SVP ihre Parteigremien neu organisiert und bestellt. Die Zahl der
Delegierten wurde von 500 auf 600 erhöht, das Vizepräsidium von zwei auf drei
Mitglieder verstärkt. Ueli Maurer (ZH) wurde für weitere vier Jahre in seinem Amt als
Parteipräsident bestätigt. Das Vizepräsidium teilen sich die Bisherige Cornelia Stamm
Hurter und neu die Nationalräte Jean Fattebert (VD) und Toni Brunner (SG). Bereits im
Vorfeld des Sonderparteitages wurde der Leitende Ausschuss neu besetzt. Das
Präsidium lehnte dabei die Aufnahme der als liberal geltenden Nationalrätin Ursula
Haller und des alt Nationalrats Albert Rychen (beide BE) ab und sprach sich für die mit
dem Zürcher Flügel politisierenden Angelica Zanolari, Parteipräsidentin in Basel-Stadt,
und für Nationalrat Christoph Mörgeli (ZH) aus. Als Vertreter der Berner Sektion im
Leitenden Ausschuss verblieben lediglich Bundesrat Ogi sowie Kantonalpräsident und
Nationalrat Hermann Weyeneth – beide von Amtes wegen. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.03.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Ende April beschlossen die Delegierten auf dem Sarner Landberg (OW) die Nein-Parole
zu den beiden Teilrevisionen des Militärgesetzes. Von den rund 30 Votanten hatten
sich nur sieben für die Vorlagen eingesetzt; sie wurden zum Teil ausgepfiffen. In der
Folge erregte die Abstimmungskampagne mit Särgen, Soldatenfriedhöfen,
verunstalteten Schweizerkreuzen und Militärköpfen, die von der AUNS und von einem
überparteilichen, von der jungen SVP dominierten Komitee unter der Leitung von SVP-
Nationalrat und -Vizepräsident Toni Brunner (SG) geführt wurde, die Gemüter. SVP-
Nationalrat Jürg Stahl (ZH) verlangte eine Aussprache über die ganze
Inseratenkampagne, da die SVP mit ihren Nationalräten Blocher, Fehr und Schlüer im
Stil und personell eng mit der AUNS verbunden sei. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.05.2001
MAGDALENA BERNATH

Im September erklärte die Berner Ständerätin Christine Beerli ihren Rücktritt als
Fraktionschefin auf Beginn der Wintersession und als eidgenössische Parlamentarierin
auf Ende Legislatur. Beerli, die von der Presse als potentielle Nachfolgerin von
Bundesrat Kaspar Villiger gehandelt wird, begründete den Zeitpunkt ihrer Amtsaufgabe
damit, dass sie der nachfolgenden Person genügend Raum lassen wolle, um die Wahlen
2003 vorzubereiten. Zum Nachfolger bestimmte die Fraktion mit dem Tessiner
Nationalrat Fulvio Pelli und bisherigen Fraktions-Vizepräsidenten turnusgemäss einen
Vertreter der lateinischen Schweiz. Pelli wurde 1995 in den Nationalrat gewählt und ist
Mitglied des Büros sowie Vizepräsident der WAK. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.2002
MAGDALENA BERNATH

An ihrem Programmparteitag im Schiffbau des Zürcher Schauspielhauses beschlossen
die Freisinnigen die Nein-Parole zu den sieben von der Linken unterstützten
Volksinitiativen. Anschliessend wählten die Delegierten den Unternehmer und
Kantonsrat Ruedi Noser (ZH) zum Vizepräsidenten – als Ersatz für die zur
Parteipräsidentin aufgerückte Christiane Langenberger – und Maja Lalive d’Epinay (SZ)
als neues Mitglied in die FDP-Geschäftsleitung. Kaum zu Diskussionen Anlass gab die
Wahlplattform „FDP – im Einsatz für Freiheit und Verantwortung. Mehr Chancen für die
Schweiz“ mit den vier Schwerpunkten Wirtschaftswachstum, Bildung und Forschung,
soziale Sicherheit und Gesundheit sowie Sicherheit und Migration. Ohne Gegenstimme
und mit einigen Enthaltungen sprachen sich die Delegierten im Grundsatz für die
Einführung eines Finanzreferendums auf Bundesebene aus. Dass der Freisinn den
Bundeshaushalt ausschliesslich ausgabenseitig sanieren wollte, stellten die Delegierten
mit einer adhoc-Resolution gegen eine eidgenössische Erbschaftssteuer klar –
Bundesrat Villiger hatte eine solche im Hinblick auf die Unzuverlässigkeit des
Parlaments in Sachen Ausgabendisziplin am Vortag in Erwägung gezogen und damit
einigen Unmut ausgelöst, da die Wahlplattform nur Steuersenkungen, keinesfalls aber
neue Steuern vorsah. Ausserdem sprachen sich die Freisinnigen für eine baldige
Regierungsreform aus, wollten sich jedoch nicht so konkret auf die Äste hinauswagen
wie Fraktionschef Fulvio Pelli (TI), dessen Antrag die Erweiterung des Bundesrates von 7
auf 9 Mitglieder vorsah. Gutgeheissen wurde schliesslich eine Stärkung des
Bundespräsidentenamtes durch die Verlängerung der Amtszeit von einem auf zwei
Jahre. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Anfang März gab Christiane Langenberger (VD) bekannt, sie stehe für die im April
anstehende Wiederwahl als Parteipräsidentin nicht mehr zur Verfügung; sie sei zum
Schluss gekommen, dass die Partei einen Neustart auch in personeller Hinsicht
brauche. Als aussichtsreichste Kandidaten wurden in der Presse Ständerat Rolf
Schweiger (ZG), Nationalrat Georges Theiler (LU) und Fraktionspräsident Fulvio Pelli (TI)
gehandelt. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.03.2004
MAGDALENA BERNATH

Um das dreiköpfige Parteipräsidium zu entlasten, richtete die SVP ein siebenköpfiges
Büro des Leitenden Ausschusses ein, dem neben Parteipräsident Ueli Maurer
Fraktionschef Caspar Baader (BL), Generalsekretär Gregor Rutz, die beiden
Vizepräsidenten Toni Brunner (SG) und Jean Fattebert (VD) sowie die Aargauer
Grossrätin Sylvia Flückiger als Vertreterin der SVP-Frauen angehören. Als siebtes
Mitglied trat der Berner Nationalrat Adrian Amstutz bei. Das Büro ist verantwortlich für
die strategische Planung und Ausrichtung der Partei, seine Mitglieder betreuen feste
Ressorts. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.03.2004
MAGDALENA BERNATH
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Anfang November teilte Rolf Schweiger der FDP seinen sofortigen Rücktritt als
Parteipräsident mit. Er begründete diesen Schritt mit einem Burn-out-Syndrom, das in
den letzten Wochen an Intensität zugenommen habe. Vizepräsidentin Marianne Kleiner
(AR) übernahm interimistisch die Parteileitung. Eine vom Glarner Ständerat Fritz
Schiesser präsidierte Findungskommission erhielt den Auftrag, für das Parteipräsidium
geeignete Kandidaten zu kontaktieren, aber auch strukturelle Fragen wie jene einer
weiteren Professionalisierung des Präsidiums und der dazu erforderlichen finanziellen
Ausstattung zu erörtern. Dass sich diese Fragen nicht trennen liessen, war
insbesondere bei dem von der Presse als potentiellem Nachfolger gehandelten Felix
Gutzwiller (ZH) offensichtlich, der das Amt nicht übernehmen könnte, ohne sich von
einem Teil seiner zahlreichen anderen Funktionen in Wissenschaft und Wirtschaft zu
trennen. Als weitere Anwärter galten Didier Burkhalter (NE), Ruedi Noser (ZH), Marianne
Kleiner (AR), Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Ende Dezember unterbreitete die
Findungskommission der Geschäftsleitung einen Doppelvorschlag mit den
Nationalräten Fulvio Pelli (TI) und Georges Theiler (LU). Die Wahl des neuen Präsidenten
ist für April 2005 vorgesehen. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang März wählten die FDP-Delegierten an einem Sonderparteitag in Bern mit 228:150
Stimmen den Tessiner Fulvio Pelli zu ihrem neuen Parteipräsidenten. In seiner
Grundsatzrede beschränkte sich Pelli auf allgemeine Bekenntnisse zum Liberalismus
und Freisinn, vermittelte aber den Eindruck, Visionen entwickeln zu können und sich
besser für die pragmatische Arbeit zu eignen als sein Mitbewerber Georges Theiler (LU),
der im Vorjahr Rolf Schweiger unterlegen und von der Presse lange als geheimer Favorit
gehandelt worden war. Die der Wahl vorangegangene dreistündige, emotionale
Diskussion hatte die Gräben erahnen lassen, die durch die Partei gehen. Zürcher, Ost-
und Zentralschweizer Freisinnige hatten sich für Theiler stark gemacht, während
Tessiner, Romands, Berner, Solothurner und Basler für Pelli votiert hatten. In seiner
Antrittsrede erklärte Pelli, die FDP dürfe nicht wie die SVP auf populistische Lösungen
setzen, und – mit Blick auf die häufig von der Parteilinie abweichenden Äusserungen
Filippo Leuteneggers (ZH): wenn die Partei ihre Position einmal festgelegt habe, dürfe
sie sich keine „Philippika“ erlauben. – Zwei Wochen zuvor hatte die Geschäftsleitung
der FDP alle Mitglieder zu Loyalität gegenüber der Partei aufgerufen, dies, nachdem
bekannt geworden war, das Geschäftsleitungsmitglied Leutenegger sich mit Exponenten
der SVP, der Auns und der Schweizer Demokraten zu einer Anti-Schengen-
Strategiesitzung getroffen hatte. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Nach ihrem Nein zur Volksinitiative „Nationalbankgewinne für die AHV“ (Kosa-Initiative)
und ihrer Zustimmung zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen empfahlen die
Delegierten der FDP an ihrem Parteitag in Mendrisio (TI) das neue Partnerschaftsgesetz
mit 142:8 Stimmen bei sieben Enthaltungen zur Annahme. Mit 160:2 Stimmen billigten
sie die Union der Freisinnigen und Liberalen. Die vertiefte Zusammenarbeit mit der LP
werde die Probleme des Freisinns aber gemäss FDP-Parteipräsident Pelli nicht lösen.
Um den Wählerschwund zu stoppen, brauche es ein klares und mutiges, eigenständiges
Profil: Einerseits soll die Delegiertenversammlung aufgewertet werden, indem sie
künftig wichtige Positionen, die zuvor allein von den Leitungsgremien vorgegeben
wurden, diskutiert und verabschiedet; so erteilte die Basis der Parteileitung grünes
Licht, sich dafür einzusetzen, dass mit dem Nationalbankgold Schulden der IV abgebaut
werden. Andererseits sollen die Kantonalparteien ihre Positionen besser mit der FDP
Schweiz absprechen, vor allem, wenn es um kantonale Fragen von nationaler Bedeutung
geht. Um die entsprechenden Kontakte zu intensivieren, nimmt sich jedes
Geschäftsleitungsmitglied einer Region an: Marianne Kleiner (AR) der Ostschweiz, Ruedi
Noser (ZH) der Nordwestschweiz und Berns, der Walliser Kantonalpräsident Léonard
Bender der Westschweiz, die Tessiner Regierungsrätin Marina Masoni ihres
Heimatkantons und Parteipräsident Fulvio Pelli des Kantons Zürich. Der Luzerner
Nationalrat Georges Theiler, einziges Nicht-Mitglied des Präsidiums, stellt die
Verbindung zur Innerschweiz sicher. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.04.2005
MAGDALENA BERNATH
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Zum Jahresauftakt votierten die Delegierten in Burgdorf (BE) mit 186:6 bzw. 191:2
Stimmen bei je 15 Enthaltungen klar für die Ja-Parole zu den Asyl- und
Ausländergesetzen. Sowohl Nationalrat Philipp Müller (AG) als auch Parteipräsident
Fulvio Pelli (TI) hatten zuvor die Notwendigkeit beider Gesetze hervorgehoben. Laut
Pelli könnten damit sowohl die Durchsetzung des Rechtsstaats als auch humanitäre
Anliegen gewährleistet werden. Demgegenüber behaupteten Kritiker der Vorlagen wie
Yves Christen (VD), die Verschärfung der Asylregelungen verletze internationales Recht
und würde der humanitären Tradition der Schweiz nicht gerecht. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Auf der Delegiertenversammlung vom August in Murten (FR) wurde Fulvio Pelli
einstimmig als Parteipräsident bestätigt. Nationalrätin Gabi Huber (UR) wurde ebenso
einstimmig als Nachfolgerin von Marianne Kleiner (AR) zur Vizepräsidentin an der Seite
von Léonard Bender (VS) und Nationalrat Ruedi Noser (ZH) gewählt. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.08.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

In seiner Rede auf der Delegiertenversammlung im Oktober in Sempach (LU) übte
Präsident Pelli scharfe Kritik an Bundesrat Blocher und namentlich an dessen
Infragestellung der Antirassismusstrafnorm. Darüber hinaus machte er dem Schweizer
Fernsehen und besonders der Politiksendung „Arena“ den Vorwurf, Blocher eine
weitgehend unkritische Plattform gegeben zu haben und so dazu beizutragen, dass
wichtigere Themen aus dem Bewusstsein der Öffentlichkeit gedrängt würden. Pellis
Rede fand zwar grundsätzliche Zustimmung, er wurde jedoch von einem Teil der
Delegierten dafür kritisiert, dass er sich zu sehr auf die SVP einschiesse und dabei
inhaltliche Anliegen und langfristige politische Zielsetzungen vernachlässige. Ausserdem
beriet die Partei über ein „liberales Konzept einer nachhaltigen Energiepolitik“. Darin
steht eine CO2-arme und möglichst unabhängige Energieversorgung der Schweiz im
Vordergrund. In diesem Sinn spricht sich das Papier für eine weitere Nutzung der
Atomkraft und gegen fossile Brennstoffe aus; die Aargauer Sektion erhielt dabei
Unterstützung für ihre Forderung nach einem zusätzlichen Atomkraftwerk. Parallel dazu
wurde ein starkes Engagement für erneuerbare Energien, vor allem die Geothermik und
die Wasserkraft, gefordert.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Dezember gab die FDP ein Diskussionspapier in die parteiinterne Vernehmlassung,
das wesentliche Aspekte des Wirtschaftsprogramms „wachsende Schweiz“ skizziert.
Das Papier wurde von einer Arbeitsgruppe um Ständerat Rolf Schweiger (ZG) erstellt
und enthält sowohl grundsätzliche Positionen als auch konkrete Projekte. Allgemein
unterstreicht es die Bedeutung global agierender Unternehmen für die Schweizer
Wirtschaft und die Notwendigkeit einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise, die
weniger auf Partikularinteressen wie namentlich die einheimische Landwirtschaft
fokussiert sei. Zu den erwünschten Entwicklungen zählen die Öffnung des
Arbeitsmarktes für beruflich qualifizierte Zuwanderer und der nationale und
internationale Steuerwettbewerb. Erwähnung findet im Papier auch der Vorschlag einer
extremen Vereinfachung des Steuersystems, die „Easy Swiss Tax“, welche die Zürcher
Kantonalpartei und Fulvio Pelli bereits im August der Öffentlichkeit vorgestellt hatten.
Schliesslich greift das Papier die bereits zuvor erwähnte Schaffung einer Stiftung für
Forschung und Ausbildung auf. Die Mittel für eine solche Stiftung würden aus der
Veräusserung von nicht mehr benötigten Liegenschaften, Grundstücken und
Beteiligungen des Bundes stammen. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Nach den Nationalratswahlen kündigte Ueli Maurer seinen Rücktritt vom
Parteipräsidium an. Er war der SVP zwölf Jahre lang vorgestanden. Als Rücktrittsgrund
nannte Maurer, dass er mit der Partei alle Ziele erreicht habe. Als mögliche Kandidaten
für seine Nachfolge galten die Nationalräte Toni Brunner (SG) und Adrian Amstutz (BE).
Auch der Generalsekretär der SVP, Gregor Rutz, teilte seinen Rücktritt mit. Er war seit
sieben Jahren im Amt gewesen. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.10.2007
SABINE HOHL

01.01.90 - 01.01.20 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die Verluste der FDP bei den Nationalratswahlen im Oktober fielen mit minus 5 Sitzen
(-1,5 Prozentpunkte Stimmenanteil) überraschend hoch aus. Dennoch kam es nicht zu
Rücktrittsforderungen gegenüber Parteipräsident Pelli. Kritik wurde aber im rechten
Parteiflügel an Bundesrat Couchepin laut. Einige FDP-Nationalräte, darunter
Leutenegger (ZH) und Ineichen (LU), forderten Couchepin zu einem gemeinsamen
Rücktritt mit den Bundesräten Schmid und Leuenberger auf. Im liberalen Flügel der FDP
führte dies zu Protesten. Pelli forderte als Reaktion auf die Niederlage bei den
Parlamentswahlen einen einheitlicheren Kurs der FDP, die Kantonalparteien hätten ein
zu grosses Gewicht in der Partei. Zudem solle die FDP die Anzahl ihrer Themen
reduzieren. 17

WAHLEN
DATUM: 18.11.2007
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung in Rapperswil-Jona (SG) vom 19. Januar präsentierten
die drei Vizepräsidenten der FDP eine Analyse der Wahlniederlage vom Herbst 2007.
Als Schwächen der Partei im Wahlkampf nannten sie Flügelkämpfe und eine
schwerfällige Organisation. Zudem beziehe die Partei teilweise zu spät und zu unklar
Position in wichtigen Fragen. Parteipräsident Fulvio Pelli hielt eine kämpferische Rede,
in der er sich unter anderem gegen eine erneute „Koalition der Vernunft“ mit CVP und
SP aussprach. Er nannte vier Faktoren für eine Rückkehr zum Erfolg: Erstens müsse die
FDP als unverwechselbare Marke positioniert werden – und zwar rechts der Mitte, aber
mit einem anderen Stil als die SVP. Zweitens solle sich die Partei auf drei bis vier
thematische Schwerpunkte konzentrieren. Diese sollten bis zur nächsten DV
konkretisiert werden. Drittens forderte Pelli einen einheitlicheren Auftritt. Das
öffentliche Vertreten abweichender Meinungen bei für die Partei wichtigen Themen
werde in Zukunft nicht mehr toleriert. Viertens warb Pelli auch für ein anderes
Selbstverständnis: Die Freisinnigen müssten sich bei ihrem heutigen Wähleranteil nicht
mehr für alles verantwortlich fühlen, sie sollten sich stattdessen als „Herausforderer-
Partei“ sehen. Eine Resolution „Zukunft der FDP“ mit den erwähnten Forderungen
wurde einstimmig verabschiedet. Die Nein-Parole zur Volksinitiative gegen
Kampfjetlärm in Tourismusgebieten wurde ebenfalls einstimmig beschlossen. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.01.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 1. März in Frauenfeld (TG) wurde Toni Brunner zum
neuen Parteipräsidenten gewählt. Der St. Galler, der 1995 als 21-Jähriger in den
Nationalrat gewählt worden war, gilt als Ziehsohn Christoph Blochers. Die SVP-
Kantonalpartei St. Gallen hatte während seines Präsidiums grossen Zuwachs verbuchen
können. In der Presse überwog die Einschätzung, dass Brunners Vorteile vor allem in
seiner optimistischen Ausstrahlung und lockeren Art liegen. Seine Dossierkenntnisse
wurden jedoch als nicht sehr gut bezeichnet. Als weiteren Nachteil Brunners wurden
seine schlechten Französischkenntnisse genannt – er kündigte jedoch an, diese zu
verbessern. Auch die vorgeschlagenen Vizepräsidenten, darunter Blocher, wurden
gewählt. Die Delegierten bestätigten den Fraktionsausschluss von Schmid und Widmer-
Schlumpf deutlich, einige Gegenstimmen dazu gab es aus den Kantonen Bern und
Graubünden. Der Oppositionskurs der SVP wurde mit 506 zu 25 Stimmen befürwortet.
Die Delegierten stimmten auch der Idee zu, ein Ja zur Personenfreizügigkeit mit
Rumänien und Bulgarien von einem Entgegenkommen der EU in Steuerfragen abhängig
zu machen. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.03.2008
SABINE HOHL

Im März wurde im Schweizer Fernsehen ein Dokumentarfilm gezeigt, der die Möglichkeit
in den Raum stellte, Bundesrätin Widmer-Schlumpf habe ihre Wahl mit Vertretern von
SP und CVP abgesprochen. In der SVP führte dies zur Auffassung, Widmer-Schlumpf
habe die SVP angelogen und die Abwahl Blochers mitinitiiert. Parteipräsident Brunner
sprach sich für einen Parteiausschluss Widmer-Schlumpfs aus. Die Bundesrätin
bestritt, Vertretern von CVP und SP die Annahme einer allfälligen Wahl im Voraus
zugesichert zu haben. Sie habe sich die Arbeit als Bundesrätin ohne Fraktion
ursprünglich nicht vorstellen können und habe erst nach der – für sie überraschend
erfolgten – Wahl ihre Meinung geändert, als ihr klar geworden sei, dass auch Bundesrat
Schmid aus der Fraktion ausgeschlossen wurde und dass Blochers Wiederwahl auch
dann nicht gelingen würde, wenn sie verzichten würde. 20

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2008
SABINE HOHL
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Anfang April präsentierte die FDP-Parteileitung einen Vorschlag für drei Kernthemen,
auf die sich die FDP konzentrieren solle: Erstens den Kampf für mehr und gute
Arbeitsplätze, zweitens das Einstehen für den nationalen Zusammenhalt und die
Sicherung der Sozialwerke und drittens den Einsatz für einen schlanken und
bürgerfreundlichen Staat. Für die Umsetzung dieser Schwerpunkte sollen bekannte
Persönlichkeiten aus der Partei, so genannte „Leuchttürme“, verantwortlich sein. Am
Parteitag im April nahmen die Delegierten diesen Vorschlag an, alle Änderungsanträge
scheiterten. Zu „Leuchttürmen“ wurden bestimmt: Johann Schneider-Ammann (NR BE)
und Isabelle Moret (NR VD) für das Thema Arbeitsplätze, Christa Markwalder (NR BE) und
Ignazio Cassis (NR TI) für das Thema sozialer Zusammenhalt und Sozialwerke sowie
Philipp Müller (NR AG) und der Liberale Christian Lüscher (NR GE) für das Thema
bürgerfreundlicher Staat. Mit der Ausrichtung auf drei Schwerpunkte wurde das
Konzept der „vier Schweizen“, mit dem die FDP den Wahlkampf 2007 bestritten hatte,
nach Einschätzungen in der Presse mehr oder weniger fallengelassen. Das Konzept
hatte als zu abstrakt gegolten. Mit der Festlegung auf das neue Programm sollte nun
auch die von Pelli gemachte Aussage gelten, dass zu schweigen habe, wer von der
beschlossenen Parteilinie abweicht. Kontrovers diskutiert wurde der
Gesundheitsartikel, zu dem die Parolenfassung anstand: Die Vorlage erhielt mit 110 Ja zu
81 Nein nur halbherzige Unterstützung, obwohl sie von FDP-Parlamentariern
massgeblich mitentwickelt worden war. Pelli warb für den Gesundheitsartikel: Er stehe
für die freie Wahl des Arztes und des Spitals, die monistische Finanzierung und einen
kontrollierten Wettbewerb. Bundespräsident Pascal Couchepin hingegen bezeichnete
die Vorlage als unnötig. Ein klares Nein gab es für die Einbürgerungsinitiative der SVP
und die Initiative „für Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“. Fulvio Pelli wurde
von den Delegierten als Parteipräsident bestätigt, Ruedi Noser als Vizepräsident.
Isabelle Moret (NR VD) wurde neu ins Vizepräsidium gewählt. Sie war die einzige
Kandidatin für die Nachfolge der beiden zurücktretenden VizepräsidentInnen Léonard
Bender (VS) und Gabi Huber (UR). Ein Platz im Vizepräsidium wurde für einen
zukünftigen Vertreter der Liberalen frei gehalten. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.04.2008
SABINE HOHL

Auch zur Volksinitiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts gab es
Diskussionen innerhalb der Partei. Da der Bundesrat den Abstimmungstermin für die
Vorlage festsetzen musste, blieb nur noch wenig Zeit für einen möglichen Rückzug.
Während einige Parteiexponenten einen solchen für angebracht hielten, da das
Parlament bereits einige Schritte im Sinne der Initiative gemacht hatte, wollte das
Initiativkomitee um die Zürcher Nationalrätin Doris Fiala an der Initiative festhalten und
tat dies auch, nachdem Präsident Pelli, wie von den Initianten verlangt, der Initiative
seine Unterstützung zusicherte. Das Projekt blieb jedoch umstritten und wurde
insbesondere von ökologisch orientierten Freisinnigen abgelehnt. An der
Delegiertenversammlung vom 28. Juni in Solothurn wurde nach einer emotionalen
Diskussion für die Initiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts mit
142 zu 57 Stimmen bei 17 Enthaltungen die Ja-Parole beschlossen. Die Befürworter
argumentierten, das Umweltrecht müsse von den Behörden durchgesetzt werden, nicht
von den Verbänden. Die Gegner wollten nicht alle Umweltverbände abstrafen. Pelli
äusserte sich, dass die Initiative eine Chance für die FDP darstelle, zu zeigen, dass man
für einen einfacheren Staat mit weniger Bürokratie sei. Er plädierte auch dafür, dass
sich Unentschlossene „für die FDP“ entscheiden sollten. Überraschend fiel das Ergebnis
bei der Parolenfassung zur Hanfinitiative aus: Die Delegierten befürworteten die
Vorlage knapp mit 86 zu 83 Stimmen. Dieses Ergebnis stiess in der Folge auf
Widerstand, insbesondere von FDP-Vertretern aus der Romandie. Für die Revision des
Betäubungsmittelgesetzes wurde deutlich die Ja-Parole beschlossen. Fulvio Pelli
wandte sich in seiner Rede gegen die Idee einer „Koalition der Mitte“, die CVP-
Präsident Christophe Darbellay in der Presse lanciert hatte. Die FDP, so Pelli, sei rechts
der Mitte positioniert. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.06.2008
SABINE HOHL

Auf dem Parteitag im September in Zürich ermunterte Präsident Fulvio Pelli seine Partei
zu einer zukunftsweisenden Politik, in der Mut zur Veränderung einhergehen müsse mit
einem grösseren Optimismus und dem Augenmerk auf menschliche Bedürfnisse
jenseits sachlicher Wirtschaftsfragen. Damit wolle die FDP vermehrt auch junge, urbane
Personen und insbesondere Frauen ansprechen. Er mahnte seine Partei zu
Geschlossenheit und gab mit Blick auf die Wahlen 2007 als Ziel den Gewinn von
zusätzlich sechs Sitzen im Parlament aus. Unter den verschiedenen diskutierten
Projekten kamen die Schwerpunkte „wachsende“ und „gerechte“ Schweiz des
Strategiepapiers zum ersten Mal eingehender zur Sprache. 23

WAHLEN
DATUM: 18.09.2008
STEPHAN SCHOENHOLTZ
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Am 25. Oktober beschlossen die FDP-Delegierten in Bern einstimmig die Fusion mit der
Liberalen Partei. Die Liberalen stimmten an einer gleichzeitig abgehaltenen
Versammlung ebenfalls zu und stiessen unter Applaus zu den Delegierten der
Freisinnigen hinzu. Die offizielle Gründung der neuen Partei wurde auf Februar 2009
(rückwirkend auf den 1.1.2009 hin) angesetzt. Fulvio Pelli und der Präsident der
Liberalen, Pierre Weiss, hielten zusammen eine Rede, in der sie die gemeinsamen
Wurzeln der beiden Parteien betonten. Pelli äusserte sich zudem an der Versammlung
kritisch über die Banken und riet UBS-Führungskräften, ihre Boni zurückzuzahlen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL

Im Februar wurde die erweiterte Personenfreizügigkeit mit der EU vom Volk deutlich
(fast 60% Ja-Stimmen) angenommen. Die SVP hatte als einzige grosse Partei die Nein-
Parole zu der Vorlage ausgegeben. Am Abstimmungstag sprach Parteipräsident Toni
Brunner davon, eine Volksinitiative zur Begrenzung der Personenfreizügigkeit zu
lancieren. Er relativierte dies jedoch später: Man werde zunächst den
parlamentarischen Weg beschreiten. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.02.2009
SABINE HOHL

Nach dem Zusammenschluss mit der Liberalen Partei wurde in der FDP das
Parteipräsidium neu zusammengesetzt. Neben Parteipräsident Fulvio Pelli und den
bisherigen Vizepräsidenten Isabelle Moret und Ruedi Noser wurden Vincenzo
Pedrazzini und Pierre Weiss (der ehemalige Präsident der Liberalen) ins Parteipräsidium
gewählt. Die FDP-Geschäftsleitung, ein 28-köpfiges Gremium, wurde abgeschafft und
durch eine Präsidenten-Konferenz (bestehend aus den Kantonalpräsidenten, dem
Parteivorstand, den FDP-Bundesräten und dem Chef der internationalen FDP) ersetzt.
Mit diesem Gremium sollen die Kantonalparteien besser eingebunden werden. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.03.2009
SABINE HOHL

Auch Nationalrat Ruedi Noser(ZH), Vizepräsident der FDP, äusserte sich im März
abweichend von der Linie der Parteileitung. Er sagte in der Presse, dass er gegen die
Pauschalbesteuerung von in der Schweiz wohnhaften, aber nicht erwerbstätigen
Ausländern sei. Zudem kritisierte er die Privilegien ausländischer Holdings in der
Schweiz. Dieser Positionsbezug war nicht mit der Parteispitze abgesprochen.
Fraktionspräsidentin Gabi Huber bezeichnete Nosers Position als „Einzelmeinung“ und
die FDP distanzierte sich sogar öffentlich in einer Medienmitteilung von Nosers
Aussagen. Im April trat Ruedi Noser nach sechs Jahren als Vizepräsident der FDP
zurück. Er betonte, dass er nicht im Streit abtrete, die parteiinternen Differenzen
dürften jedoch bei seinem Rücktritt eine Rolle gespielt haben. Noser hatte sich für eine
inhaltliche Erneuerung der FDP eingesetzt und empfand diesen Prozess als zu langsam.
Sein Rücktritt schlug in der FDP hohe Wellen. Teilweise wurde Kritik an Fulvio Pelli laut.
Nationalrat Otto Ineichen (LU) forderte, dass ein Unternehmer Nachfolger von Noser
werden müsse. Als einziger Kandidat trat schliesslich Nationalrat und Unternehmer
Markus Hutter (ZH) an, der an der Delegiertenversammlung vom 27. Juni gewählt
wurde. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.06.2009
SABINE HOHL

Parteipräsident Pelli betonte im nationalen Wahlkampf die wichtige Rolle seiner Partei
für die Konkordanz und versuchte, die anderen Parteien zu einer verbindlicheren
Zusammenarbeit zu bewegen. Zu diesem Zweck machte die FDP den
Bundesratsparteien im Mai konkrete Angebote für gemeinsam zu verfolgende Projekte.
Das Echo blieb jedoch gering. 28

WAHLEN
DATUM: 17.09.2009
SABINE HOHL

Nach der Rücktrittsankündigung von Bundesrat Pascal Couchepin begann in der FDP
die Suche nach einer Kandidatin oder einem Kandidaten für den Bundesrat aus der
lateinischen Schweiz. Die FDP musste den Bundesratssitz gegen eine Kampfkandidatur
der CVP verteidigen. Die Tessiner FDP wollte Fulvio Pelli nominieren, dieser zeigte sich
jedoch zurückhaltend, wodurch eine mögliche Kandidatur Pellis lange Gegenstand von
Spekulationen blieb. Letztlich nominierte ihn die Tessiner FDP nicht, empfahl ihn aber
dennoch für eine Nominierung durch die Bundeshausfraktion. Die Neuenburger FDP
nominierte Nationalrat Didier Burkhalter, die Genfer Liberalen Martine Brunschwig Graf
und Christian Lüscher. Brunschwig Graf erhielt auch die Unterstützung der FDP-
Frauen. Die FDP des Kantons Waadt stellte Regierungsrat Pascal Broulis auf. Die
Bundeshausfraktion entschied sich, Didier Burkhalter und Christian Lüscher zur Wahl
vorzuschlagen. Lüschers Nominierung war eher überraschend und wurde als Taktik zur

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 17.09.2009
SABINE HOHL
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Verhinderung einer Kandidatur der SVP interpretiert. Bei der Wahl Mitte September
konnte sich Didier Burkhalter gegen Lüscher und den Kandidaten der CVP, Urs
Schwaller, deutlich durchsetzen. 29

Am 17. Oktober hielt die FDP eine Delegiertenversammlung in Stans (NW) ab. Präsident
Pelli schwor die FDP auf einen ruhigen Kurs ein: Eine sensationsorientierte oder
opportunistische Politik sei unsinnig. Der neue FDP-Bundesrat Didier Burkhalter hielt
eine Rede zum Thema Innovationsförderung und die Delegierten verabschiedeten eine
Innovationsstrategie. Im Strategiepapier für das „Innovationsland Schweiz“ werden 31
Massnahmen gefordert. Unter anderem sollen Pensionskassen mindestens 0,5% ihrer
Mittel in inländische Start-Up-Unternehmen investieren müssen. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.10.2009
SABINE HOHL

Die UBS-Affäre beschäftigte auch die FDP. Die Partei, die sich als „Helferin des
Finanzplatzes Schweiz“ (Pelli) betrachtet, bekundete aber Mühe, sich deutlich von den
Grossbanken zu distanzieren. Der Unmut gegenüber der UBS wuchs auch in der
Wirtschaftspartei. Insbesondere Nationalrat Philipp Müller (AG) schoss scharf gegen die
Bank und dachte laut über einen Bruch der FDP mit den Grossbanken nach. Daraufhin
trat der frühere UBS-Chef Peter Wuffli als Präsident der Freunde der FDP zurück,
einem Sponsorenverein, welcher der Partei jährlich mehrere 100'000 Fr. zukommen
lässt. Wuffli begründete seinen Rücktritt damit, dass er die FDP in der Vorwahlphase
nicht belasten wolle. Der Streit innerhalb der FDP weitete sich aus, nachdem die
Parteileitung die Parlamentarier angehalten hatte, sich in Bezug auf die
Finanzplatzstrategie des Bundes an die Parteilinie zu halten. Mit der Idee einer
Weissgeldstrategie hatte sich der Unternehmerflügel um die Nationalräte Otto Ineichen
(LU), Philipp Müller (AG), Tarzisius Caviezel (GR) und Werner Messmer (TG) den Unmut
der Parteileitung zugezogen. Allerdings schwenkte dann aber auch die offizielle Partei
von der Verteidigung des Bankgeheimnisses ab. An einer Medienkonferenz
demonstrierte sie einen Schulterschluss und präsentierte eine Weiterentwicklung der
schweizerischen Finanzmarktstrategie. In der Folge wurde eine Strategiegruppe unter
Führung von Rolf Schweiger (ZG) eingesetzt, die an der Delegiertenversammlung vom
24. April einen Bericht vorlegte. Die ursprüngliche Weissgeldidee war bereits im Vorfeld
der Versammlung von den kantonalen Parteipräsidenten abgeschwächt worden,
nachdem mehrere Kantonalsektionen Widerstand angekündigt hatten. Anstelle einer
Belegpflicht wurde eine Selbstdeklaration für ausländische Bankkunden gefordert und
statt der Einführung der schweren Steuerhinterziehung als Strafdelikt wurden eine
Steuerrechtsrevision und Verhaltensregeln für Banken vorgeschlagen. Nach einer
heftigen Diskussion wurde das Papier von den Delegierten knapp angenommen. 31

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.04.2010
MARC BÜHLMANN

Bereits im März des Berichtsjahrs wurde über den Rücktritt von Bundesrat Hans-
Rudolf Merz spekuliert, den dieser dann am 6. August ankündigte. Die FDP betonte
ihren Anspruch auf den frei werdenden Bunderatssitz und warnte die anderen Parteien
vor einem Spiel mit dem Feuer. Im Gegensatz zur Nachfolgeregelung bei Pascal
Couchepin 2009 wirkte die FDP gut vorbereitet. Die Parteispitzen kündigten sofort an,
nicht zu kandidieren. Als Kronfavoriten kristallisierten sich die St. Galler Regierungsrätin
Karin Keller-Sutter und der Berner Nationalrat Johann Schneider-Ammann heraus, die
Anfang September von der Bundeshausfraktion auch offiziell nominiert wurden. Ruedi
Noser (ZH), Peter Malama (BS) und Ignazio Cassis (TI) scheiterten in der parteiinternen
Ausmarchung. Bei den Wahlen vom 22. September setzte sich Johann Schneider-
Amann gegen Keller-Sutter und vor allem gegen den SVP-Sprengkandidaten Jean-
François Rime durch. An der Delegiertenversammlung Mitte Oktober in Herisau wurde
Hans-Rudolf Merz mit stehenden Ovationen verabschiedet. Parteipräsident Pelli
würdigte ihn als „erfolgreichsten Finanzminister Europas“, weil der Bund unter seiner
Amtsführung die Schulden beträchtlich reduziert hat. 32

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2010
MARC BÜHLMANN

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 33

In einem Positionspapier zur Aussenpolitik korrigierte die FDP das 1995 eher zufällig
gefasste strategische Ziel eines EU-Beitritts. Der offizielle Europakurs der Partei sei der
Bilateralismus, erinnerte Pelli die Delegierten am Parteitag vom 16. Oktober in Herisau.
Weder ein Alleingang noch ein EU- oder EWR-Beitritt seien valable Alternativen zum
bilateralen Weg. Die Delegierten sprachen sich in der Folge für die Streichung des 1995
gefassten Beschlusses aus. Der Antrag aus der französischen Schweiz, die Möglichkeit
eines Voll- oder Teilbeitritts, allenfalls eines Rahmenabkommens, regelmässig neu zu
beurteilen, wurde mit 172 zu 53 Stimmen abgelehnt. Im schliesslich verabschiedeten
Positionspapier sprachen sich die Freisinnigen deutlich für den gezielten Ausbau des
bilateralen Wegs aus. Insbesondere eine Zusammenarbeit im Bereich der Sicherheits-
und Verteidigungspolitik soll angedacht werden. 34

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.10.2010
MARC BÜHLMANN

Ihren Wahlkampf 2011 läutete die FDP Anfang Dezember mit Inseraten in der
Sonntagspresse ein. Mit dem Slogan „Aus Liebe zur Schweiz – mit Mut und Verstand“
versuche die FDP, sich „von den beiden S-Parteien abzugrenzen“, so Generalsekretär
Brupbacher. Parteipräsident Pelli kündigte zudem an, man wolle die beiden Bundesräte
aktiv in den Wahlkampf einbinden. 35

WAHLEN
DATUM: 13.12.2010
MARC BÜHLMANN

Die SVP äusserte früh ihre ambitionierten Ziele für die eidgenössischen Wahlen: Eine
weitere Erhöhung des Wähleranteils auf 30%, die Eroberung des Ständerates mit
profilierten Kandidierenden in allen Kantonen und einen zweiten Sitz im Bundesrat.
Potenzial sah die SVP in der Mobilisierung von ungebundenen Wählenden oder
bisherigen Nichtwählern, die mit Hilfe des Kernthemas Zuwanderung in Verbindung mit
den steigenden Mietpreisen, der steigenden Arbeitslosigkeit und der Aushöhlung der
Sozialwerke angetrieben werden sollte. Zulegen wolle man in den Städten und in der
Romandie, so Parteipräsident Brunner. Im Gegensatz zu den anderen Parteien
kommunizierte die SVP keine Zahlen zu ihrem Wahlbudget. Schätzungen gingen von
rund CHF 15 Mio. aus, was Brunner als „jenseits von Gut und Böse“ bezeichnete. 36

WAHLEN
DATUM: 05.02.2011
MARC BÜHLMANN

Ambitioniertes Ziel der FDP bei den Nationalratswahlen war ein Wähleranteil von 20%.
Dieses sollte mit der Diskussion über sichere Arbeitsplätze, sichere Renten und mehr
Freiraum für die Bürgerschaft erreicht werden. Die Freisinnigen wollten dabei
insbesondere auf Kosten der Polparteien zulegen, bei denen sie Verluste erwarteten
und denen sie vorwarfen, das Erfolgsmodell Schweiz zu gefährden. Die Abgrenzung
insbesondere gegenüber der SVP manifestierte sich auch in der fehlenden Bereitschaft
der Partei, Listenverbindungen einzugehen: Lediglich im Kanton Waadt kam es zu einer
Listenverbindung des Freisinns mit der SVP. Bei den Wahlen 2007 hatte es solche noch
in neun Kantonen gegeben. Das offizielle Wahlkampfbudget wurde auf 2,6 Mio. CHF
beziffert, wobei die Kandidierenden zusätzlich grosse eigene Beiträge für ihren
Wahlkampf einsetzten. Die Wahlkampfleitung wurde Vincenzo Pedrazzini (SZ)
übertragen. Ziel war ein schweizweit einheitlicher Wahlkampf. Parteipräsident Fulvio
Pelli (TI) versuchte mit zahlreichen Aktionen schon früh den Wahlkampf anzukurbeln. 37

WAHLEN
DATUM: 05.02.2011
MARC BÜHLMANN

In der Energiepolitik blieb die SVP lange Zeit still. So war etwa die AKW-Frage an der
Delegiertenversammlung Ende März in Lugano kein Thema. Die erfolgreichen kantonalen
Wahlen in Zürich nahm Parteipräsident Brunner zum Anlass, einen Fukushima-Effekt in
Abrede zu stellen, zumindest was die SVP anbelange, die sich für innenpolitisch
wichtigere Themen engagiere. Kurz darauf versuchte die Volkspartei, die Atomfrage mit
ihrem Kernthema Migrationspolitik zu verknüpfen: Wenn die Einwanderung weiterhin
ungebremst weitergehe, so komme man um den Bau weiterer AKWs nicht herum.
Verschiedene Parteiexponenten warnten vor einem unüberlegten Ausstieg und der
Unmöglichkeit eines Verzichts auf Atomstrom. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.04.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Masseneinwanderungsinitiative löste in den Medien eine Debatte zur Stärke des
Wirtschaftsflügels innerhalb der SVP aus. Die anhaltende Fokussierung der Partei auf
die Ausländerpolitik und der Frontalangriff auf die Personenfreizügigkeit zeige, dass ihr
wirtschaftsfreundlicher Flügel, der an der Personenfreizügigkeit eigentlich interessiert
sei, an Gewicht verloren habe und sich immer weniger gegen die nationalkonservativen
Kräfte durchsetzen könne. FDP-Parteipräsident Pelli und Fraktionspräsidentin Huber
forderten die Exponenten des SVP-Wirtschaftsflügels brieflich zu einer Distanzierung
von der Initiative auf. In der Folge hoben die Nationalräte Peter Spuhler (TG), Hansruedi
Wandfluh (BE) und Alex Kuprecht (SZ) den Mahnfinger. Die Kündigung der bilateralen
Verträge sei nicht zielführend, auch wenn deren Nachverhandlung durchaus nötig
wäre. 39

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.08.2011
MARC BÜHLMANN

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 40

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ein weiteres wichtiges Ziel der SVP wurde im Wahljahr ebenfalls verpasst: Der Partei
blieb ein zweiter Bundesratssitz, auf den sie aus einer arithmetisch begründeten
Konkordanz Anspruch erhob, bei den Bundesratswahlen verwehrt. Dies war auf
unterschiedliche Gründe zurückzuführen. Erstens nahm ihre Niederlage bei den
National- und Ständeratswahlen der SVP einigen Wind aus den Segeln. Zweitens machte
die Partei bei der Auswahl ihrer Bundesratsanwärter eine überaus schlechte Figur. Sie
brauchte sehr lange, bis sie endlich ein Zweierticket bestehend aus Jean-François Rime
(FR) und Bruno Zuppiger (ZH) bekannt gab. Zuvor war lange gerätselt worden, ob die
Volkspartei ein politisches Schwergewicht (Amstutz, Baader, Brunner, Eberle, Spuhler)
auf den Schild heben würde. Als unprofessionell wurde die Kandididatenkür dann
schliesslich nicht nur aufgrund der langen Vorlaufzeit bezeichnet, sondern auch weil
Zuppiger aufgrund eines Vorwurfs, bei einer Erbschaft unrechtmässig Geld abgezweigt
zu haben, seine Kandidatur zurückziehen musste. Anscheinend hatte die SVP-Spitze
davon gewusst, aber trotzdem an Zuppiger festgehalten. In einer Nacht- und
Nebelaktion wurde Hansjörg Walter für Zuppiger nachnominiert. Der Partei wurde
vorgeworfen, es versäumt zu haben, die nötigen Kandidaten für den eindringlich
geforderten zweiten Bunderatssitz aufzubauen. Drittens erwies sich bei den
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Bundesratswahlen ein Umstand als zentral, der sich auch bei kantonalen
Regierungswahlen und bei den Ständeratswahlen deutlich gezeigt hatte: Die
Oppositionspartei hat keine verlässlichen Partner mehr. Für ihren Kandidaten stimmte
ausser beim Angriff auf den Sitz von Bundesrätin Widmer-Schlumpf praktisch nur die
geschlossene SVP-Fraktion. Bei der Wahl der BDP-Bundesrätin erhielt Rime 41 Stimmen
und Walter, der schon vor den Wahlen angekündigte hatte, nur für dieses Manöver zur
Verfügung zu stehen, 63 Stimmen. Bei der Bestätigung des Sitzes von Didier Burkhalter
erhielt Jean-François Rime 24 Stimmen, bei Simonetta Sommaruga 61 Stimmen, bei
Johann Schneider-Ammann 64 Stimmen. Bei der Ersatzwahl für Micheline Calmy-Rey
entfielen noch 59 Voten auf den SVP-Kandidaten. 41

Weil die Tessiner FDP eine Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren für Volksvertreter
kennt, hätte Fulvio Pelli (TI) eigentlich nicht mehr zu den Nationalratswahlen antreten
dürfen. Die Statuten sehen allerdings Sonderbewilligungen vor, die dem
Parteipräsidenten und Aushängeschild der Tessiner FDP vom Parteivorstand auch
gewährt wurden. Pelli selber kündigte an, solange im Nationalrat zu bleiben, wie er
Präsident sei. Er war aufgrund der gehäuften Niederlagen seiner Partei bei kantonalen
Wahlen und der intransparenten Kommunikation in seiner Funktion als
Verwaltungsratspräsident bei der Tessiner Kantonalbank auch in der Südschweiz nicht
unumstritten. Seine äusserst knappe Wiederwahl in den Nationalrat – 54 Stimmen
verhalfen ihm dazu – liess die Kritiker ebenfalls nicht verstummen. Pelli selber gab nach
der Niederlage bei den eidgenössischen Wahlen bekannt, im April 2012 sein Amt
abzugeben. Dies habe er bereits vor zwei Jahren beschlossen. Als potentielle
Nachfolgerinnen und Nachfolger wurden Karin Keller-Sutter (SG), Philipp Müller (AG),
Christian Wasserfallen (BE), Ruedi Noser (ZH) und Andrea Caroni (AR) ins Spiel gebracht.
Keller-Sutter kündigte früh an, dass für sie das Amt als Parteipräsidentin mit jenem als
Ständerätin unvereinbar sei. Eine Findungskommission wurde im Dezember eingesetzt
und als Wahltermin der 21. April 2012 festgelegt. 42

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die Niederlage bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011 wurde in der SVP auch auf
den Alleingang zurückgeführt. In den meisten Kantonen trat die SVP an, ohne ihre Listen
mit anderen Parteien zu verbinden. Dies wurde im Nachhinein als Fehler beurteilt.
Parteipräsident Toni Brunner (SG) äusserte in zahlreichen Interviews, dass man deshalb
die Annäherung an die FDP suche. Eine Strategiegruppe um Sebastian Frehner (BS) sah
die Lösung hingegen eher in einem Verbot von Listenverbindungen. Ein im nationalen
Parlament eingereichter entsprechender Vorstoss wurde dort noch nicht behandelt. 43

WAHLEN
DATUM: 17.04.2012
MARC BÜHLMANN

Vor den Präsidentschaftswahlen im April wurde spekuliert, dass Christoph Blocher (ZH)
seinen Rücktritt aus der Parteileitung geben würde. Blochers Strategie bei den
nationalen Wahlen im Herbst 2011 und bei den Bundesratswahlen war auf parteiinterne
Kritik gestossen. Diesen Spekulationen machte der ex-Bundesrat Mitte Februar ein
Ende, indem er seine erneute Kandidatur ankündigte. Die Kritik verstummte hingegen
nicht. Blocher sei vom Vorbild zur Hypothek für die Partei geworden; die Affäre
Hildebrand schade der Partei. Seine Arbeit als Strategiechef hätte sich nicht
ausbezahlt. Die Parteileitung schloss einen Rücktritt Blochers kategorisch aus,
nominierte ihn wieder und wies darauf hin, dass die Kritik insbesondere in der Presse,
nicht aber innerhalb der Partei laut sei. Parteipräsident Brunner (SG) habe den
Übervater der SVP persönlich zu einer weiteren Amtszeit als Vizepräsident überreden
müssen. Ebenfalls wieder antreten wollten Walter Frey (ZH) und Nadia Pieren (BE). Yvan
Perrin (NE) trat hingegen aus dem Vizepräsidium zurück und für den im Januar zum
Fraktionspräsidenten gewählten Adrian Amstutz (BE) musste ein Ersatz gefunden
werden. Für den verwaisten Sitz der Vertretung der französischsprachigen Sektionen
kündigten Oskar Freysinger (VS) und Grossrat Claude-Alain Voiblet (VD), der bei den
Regierungswahlen im Kanton Waadt gescheitert war, ihr Interesse an. Eine Kandidatur
reichten zudem die Schwyzer Kantonalpräsidentin und designierte Präsidentin der SVP-
Frauen Judith Übersax und Nationalrat Luzi Stamm (AG) ein. Die Parteileitung regte vor
den Wahlen am 5. Mai in Klingnau an, die Leitung von fünf auf sieben Personen zu
vergrössern, damit unter anderem auch die französischsprachige Schweiz sowie die
Frauen besser vertreten seien. Das Ressortsystem – unter anderem also auch die
Funktion des Strategiechefs – solle hingegen wieder abgeschafft werden. Die Zeichen
bei den Vorstandswahlen standen schliesslich auf Kontinuität: Präsident Toni Brunner
wurde ohne Gegenstimme und das neue siebenköpfige Vizepräsidium (Blocher, Frey,
Freysinger, Pieren, Stamm, Übersax, Voiblet) in globo und unter stehenden Ovationen

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.04.2012
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



mit 414 zu 6 Stimmen bestätigt bzw. gewählt. Kritik wurde an der Versammlung kaum
laut. Im Gegenteil: Brunner, Blocher und die Partei wurden in mehreren emotionalen
Voten von Abgeordneten gelobt. Gescholten wurden hingegen die Medien, die ein
einseitiges und negatives Bild der SVP vermittelten. 44

Für einige auch hämische Kommentare sorgte der Misserfolg der FDP mit ihrer
Bürokratie-Initiative. Das im Wahljahr als Vehikel hochstilisierte Volksbegehren
forderte eine unbürokratische, einfache und effiziente Anwendung von Gesetzen. Früh
zeichnete sich ab, dass das Unterschriftenquorum wohl nur knapp erreicht werden
würde, weshalb in einem Kraftakt in den letzten beiden Monaten noch 20'000
Unterschriften gesammelt wurden. Noch-Präsident Pelli hatte die Initiative zur
Prestigesache erklärt. Der Abgabetermin wurde gar von 17.30 auf 20.45 Uhr, also rund
drei Stunden vor Ablauf der Sammelfrist, verschoben, da noch einzelne
Unterschriftenbögen nachgereicht wurden. Die Bundeskanzlei musste – ein Novum in
der Geschichte – die Initiative deshalb ausserhalb der Bürozeiten entgegennehmen. Die
FDP übergab 100'650 Unterschriften, die allerdings in der Folge von der Bundeskanzlei
noch geprüft werden mussten. Das Resultat dieser Prüfung war – nach dreimaliger
Auszählung – dann aber eine bittere Pille für die Freisinnigen. Gültig waren nämlich nur
97'537 Unterschriften. Zum ersten Mal in der Geschichte musste damit eine Initiative
mit mehr als 100'000 eingereichten Unterschriften als nicht zustande gekommen
beurteilt werden. Das Scheitern der FDP wurde in der Presse als schmerzhaft, ja
peinlich kommentiert. Die FDP habe nach eigenen Angaben 130 000 Mitglieder, schaffe
es aber nicht, die nötigen Unterschriften für ein eigenes Begehren zu sammeln, so das
Credo. Der Partei wurde allerdings zu Gute gehalten, dass sie mit dem
Oppositionsinstrument Volksinitiative bisher keine Erfahrung gehabt habe. Mit dem
Scheitern stand zwar die Initiativ- und Referendumsfähigkeit der Partei in Frage, einige
Parteiexponenten deuteten die Niederlage aber in einen Sieg um. Der Kraftakt gegen
Ende der Sammelphase habe gezeigt, dass die Partei durchaus fähig wäre, genügend
Unterschriften für Volksbegehren zu sammeln; man müsse sich deshalb überlegen, auch
in Zukunft zu diesem Instrument zu greifen. Gegen diese Idee stellte sich allerdings der
neue Präsident der FDP, Philipp Müller. 45

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.07.2012
MARC BÜHLMANN

Das nationale Wahljahr 2011 war für die SVP nicht von Erfolg gekrönt gewesen. Die
erstmals seit über 20 Jahren eingefahrenen Verluste, aber auch das schlechte und als
schlecht orchestriert beurteilte Abschneiden bei den Bundesratswahlen hatte einige
interne Kritik provoziert. So setzte sich die Fraktion noch im Dezember 2011 gegen das
Ansinnen der Parteispitze durch, trotz Untervertretung in der Regierung nicht den Gang
in die Opposition zu beschliessen. Ende Januar stimmten die Delegierten an ihrer
Versammlung in Berg im Thurgau diesem Fraktionsantrag mit 442 zu 25 Stimmen zu.
Zahlreiche kritische Stimmen gegen die wenig lösungsorientierte Politik der
Parteileitung wurden während der Debatte laut. Die SVP müsse sich in Stil und
Auftreten ändern. Parteipräsident Brunner mahnte jedoch, die SVP müsse weiterhin
unbequeme Botschaften überbringen und konstruktive Opposition betreiben. Am
letztlich erfolgreichen Stil der Partei dürfe sich dabei nichts ändern. Die Niederlagen
bei den nationalen Wahlen führten zu einer Konzentration auf die Kernthemen der
Partei. Generalsekretär Balthisser sprach dabei von „Mut zur Lücke“. Im Vordergrund
standen insbesondere die eigenen, bereits eingereichten Initiativen
(Ausschaffungsinitiative, Volkswahl des Bundesrates, Familieninitiative, Initiative gegen
Masseneinwanderung, Durchsetzungsinitiative). Die Partei hielt sich hingegen etwa im
Abstimmungskampf bei der Staatsvertragsinitiative, der Abzockerinitiative oder auch
beim Referendum gegen die Steuerabkommen mit Deutschland, Österreich und
Grossbritannien auffallend zurück. 46

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.07.2012
MARC BÜHLMANN

In ihrem Mitte August vorgelegten Positionspapier zur Raumplanung wandte sich die
SVP gegen die Revision des Raumplanungsgesetzes und insbesondere gegen die dort
geplante Zentralisierung. Die Volkspartei kündigte die Unterstützung des vom
Gewerbeverband beschlossenen Referendums gegen die Revision an. Zudem
verknüpfte sie das spätestens nach der Annahme der Zweitwohnungsinitiative populäre
Thema Zersiedelung mit einem ihrer Kernthemen: Der Verlust von Kulturland und der
Verbrauch der Landressourcen seien eine Folge der Zuwanderung. Dieses Problem
müsse mit einem Stopp der Masseneinwanderung gelöst werden; alles andere sei
„Pflästerlipolitik“. Akzentuiert wurde die Debatte durch die Einreichung der Ecopop-
Initiative „Stopp der Überbevölkerung“, die ebenfalls mit Einwanderungskontingenten
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die Folgen der Zuwanderung in den Griff bekommen will. Parteipräsident Brunner
machte an der Delegiertenversammlung in Seedorf (UR) Ende Oktober deutlich, dass
man die Idee der Ecopop-Initiative unterstütze. In Seedorf wurde schliesslich mit 321 zu
33 Stimmen die Nein-Parole zum revidierten Raumplanungsgesetz beschlossen, gegen
das in der Zwischenzeit das Referendum eingereicht worden war, und das 2013 zur
Abstimmung vorgelegt wird. 47

Nach sieben Amtsjahren gab Fulvio Pelli (TI) am 21. April die Präsidentschaft der FDP
ab. Karin Keller-Sutter (SG) wäre als Nachfolgerin zuoberst auf der Wunschliste
gestanden, da sie aus der Deutschschweiz stammt, ein nationales Profil und die nötige
Konsenskompetenz aufweise, die es für dieses Amt brauche. Die St. Galler Ständerätin
sagte jedoch ab, weil für sie das Präsidialamt nicht mit dem Ständeratsmandat
vereinbar sei. Mit Ruedi Noser (ZH), Philipp Müller (AG), dem Vizepräsidenten Vincenzo
Pedrazzini (SZ), Andrea Caroni (AR), Martin Schmid (GR), Christian Wasserfallen (BE)
oder Pankraz Freitag (GL) wurden in der Presse einige mögliche Namen genannt, die
Findungskommission klagte jedoch über eine eigentliche Kandidatenflaute und
zahlreiche Absagen. Anfang März stellte die Kommission dann mit Pankraz Freitag (GL)
und Philipp Müller (AG) zwei unterschiedlich profilierte Papabili vor, die sich an
verschiedenen Hearings in den Kantonen präsentieren mussten. Dem medial besser
bekannten und in Bern auch besser vernetzten Müller wurden in der Presse die
besseren Chancen eingeräumt: Dem gelernten Gipser wurde eher zugetraut, aus der
FDP wieder eine Volksbewegung zu machen als dem von Wirtschaftskreisen
unterstützte Glarner Mathematiklehrer. Müller hatte sich allerdings in der Romandie
aufgrund seiner dezidierten und harten Asylpolitik nicht viele Freunde geschaffen. Zu
einer Kampfwahl kam es jedoch nicht, da sich Freitag Mitte März als Kandidat
zurückzog. Müller wurde am 22. April schliesslich ohne Gegenstimme mit 330 zu 0
Stimmen gewählt. Pelli wurde an derselben Abgeordnetenversammlung in Bern für seine
Leistungen für die FDP mit stehenden Ovationen geehrt. Zwar habe er den
Wählerschwund nicht aufhalten können, es sei ihm aber gelungen, interne
Grabenkämpfe zu lindern. Darüber hinaus dürfe die Fusion mit den Liberalen als Erfolg
verbucht werden. Die künftigen Erfolge der FDP würden auch eine Ernte von Pellis
Wirken sein. Müller startete mit einer eigentlichen Tour de Suisse in sein Präsidium.
Nach einigen Wochen mussten auch seine Kritiker anerkennen, dass der Neue für viel
Schwung und eine grössere Nähe zur Basis sorge. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.11.2012
MARC BÜHLMANN

Im Juni wurde die von der SVP lancierte Initiative zur Volkswahl des Bundesrates so
deutlich wie noch kein SVP-Begehren zuvor abgelehnt. Die Partei hatte sich mit ihrem
Begehren ziemlich schwer getan und die Abstimmungskampagne glich eher einem
Pflichtprogramm denn einer überzeugenden Elektrisierung. Zudem wurden parteiintern
Befürchtungen laut, dass sich das Begehren letztlich sogar zuungunsten der SVP
auswirken könnte, weil man in Majorzwahlen selten erfolgreich sei. Mit der Ende April
eingeläuteten Kampagne stellte sich die SVP als Partei dar, die als einzige dem Volk
vertraue, ihm mehr Mitspracherecht geben wolle und dafür sorge, dass der Wille des
Souveräns wieder ernst genommen werde. Mit der direkten Wahl müsse die Regierung
wieder mehr Rücksicht auf den Volkswillen nehmen. Müsste sich etwa Bundesrätin
Sommaruga der Wahl durch die Bevölkerung stellen, so würde sie die
Ausschaffungsinitiative schneller umsetzen, warb Parteipräsident Brunner für das
Anliegen. Gegnerische Argumente wurden mit dem Hinweis abgetan, dass die Volkswahl
auf kantonaler Ebene ausgezeichnet funktioniere. Die laue parteiinterne Unterstützung
und die lustlose Kampagne widerspiegelte sich nicht nur im Abstimmungsresultat,
sondern auch im Umstand, dass – laut VOX-Analyse – lediglich 55% der SVP-
Sympathisanten die eigene Initiative befürworteten. 49

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.06.2013
MARC BÜHLMANN

Auch aufgrund der Schwierigkeiten bei der Umsetzung verschiedener angenommener
Initiativen dachte die SVP laut über die Lancierung einer Volksinitiative nach, mit der
das Verhältnis zwischen Völkerrecht und Landesrecht zugunsten von letzterem
definiert werden soll. Das Bundesgericht passe sich schleichend der internationalen
Rechtsprechung an, liess sich Parteipräsident Brunner vernehmen. Deshalb müsse der
Vorrang des direktdemokratisch legitimierten Schweizer Rechts verankert werden.
Fremde Richter dürften nicht akzeptiert werden. Neben einer Volksinitiative könne sich
die SVP auch vorstellen, mittels parlamentarischer Vorstösse eine Sistierung oder gar
Kündigung der Europäischen Menschenrechtskonvention anzustreben. Ende April
forderte die Partei, dass künftig die Bundesversammlung die Schweizer Vertretung am
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Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte nominieren solle. Mitte August
präsentierte die SVP ein Positionspapier, in welchem die nicht vorhandene
demokratische Legitimation des Völkerrechts als Grund für eine notwendige Reaktion
auf den Trend der schleichenden Entmündigung des Schweizer Volkes angeführt wurde.
Das Papier wurde parteiintern in die Vernehmlassung geschickt, um mögliche
Massnahmen zu diskutieren. 50

Bei der Lancierung der Ausschaffungsinitiative 2011 hatte ein provokatives Inserat der
SVP-Kampagne die Gemüter erregt. Einige Zeitungen weigerten sich sogar, die Annonce
mit der Unterschrift „Kosovaren schlitzen Schweizer auf!“ abzudrucken. Zwei Kosovaren
aus dem Kanton Zürich erstatteten in der Folge Strafanzeige wegen Verstosses gegen
die Antirassismus-Strafnorm. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Zürich und Bern
hatten sich in der Folge über ein Jahr lang über die Zuständigkeit und den
Gerichtsstand gestritten. Das Bundesstrafgericht wies den Fall Bern zu, wo die
Strafuntersuchung allerdings eingestellt wurde. Dagegen führte die Anklage allerdings
erfolgreich Beschwerde. Das Obergericht des Kantons Bern wies die Staatsanwaltschaft
darauf hin, dass der Fall zwingend einem unabhängigen Strafgericht überlassen werden
müsse. Angezeigt wurde schliesslich Toni Brunner, der als Parteipräsident und
Wahlkampfleiter die Verantwortung übernahm. Allerdings wurde die Immunität
Brunners von den zuständigen Parlamentskommissionen geschützt. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Ende August wurde der Berner Nationalrat Albert Rösti zum Deutschschweizer
Wahlkampfleiter für die nationalen Wahlen 2015 bestimmt. Die in den beiden
vorgängigen Wahlen von Präsident Toni Brunner (SG) übernommenen Aufgaben
beinhalten die Formulierung einer einheitlichen Strategie und die Koordination der
kantonalen Kampagnen. Rösti will mit den bewährten Themen „EU“ und „Migration“ den
bei den Wahlen 2011 eingefangenen Rückgang der Wählerstärke wieder wettmachen. 52

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.09.2013
MARC BÜHLMANN

Gewohnt dezidiert richtete sich die SVP in ihrer Europapolitik gegen alle
Annäherungsversuche an die EU. Der Bundesrat sei mit seinen Vorschlägen zu
institutionellen Fragen bereits im Jahr 2012 viel zu weit gegangen. Die Schweiz sei
jedoch auf keine neuen Abkommen mit der EU angewiesen. Harsch fiel die Reaktion der
Volkspartei denn auch aus, als die EU-Kommission Anfang 2013 vorschlug, über eine
Weiterführung der Kohäsionszahlungen zu diskutieren. Als der Bundesrat Ende August
ein Mandat zu Verhandlungen mit der EU über institutionelle Reformen vorstellte,
sprach Parteipräsident Brunner an der Delegiertenversammlung in Genf von
„Landesverrat“ und „nötigem Widerstand“. Das Mandat sei nicht nur eine Selbstaufgabe,
mit der fremde Richter akzeptiert würden, sondern es käme einem schleichenden EU-
Beitritt gleich. Der Widerstand müsse wie schon vor 20 Jahren gegen den EWR stark
sein und die Kräfte gebündelt werden. Ruhiger wurde es im Berichtjahr um die im
Vorjahr von Christoph Blocher angekündigte Anti-EU-Gruppe. Mitte Januar wurde in
der Presse vermeldet, dass das Vorhaben gescheitert sei, weil von den anderen Parteien
zu wenig Sukkurs komme. Man wolle sich deshalb eher auf eine reine SVP-Denkfabrik
konzentrieren. Ende November wurde dann allerdings bekannt, dass die SVP, vor allem
auf Antrieb von Christoph Blocher, mit dem Aufbau von Strukturen für eine
Kampfgruppe gegen eine allfällige Abstimmung zu neuen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU schon weit fortgeschritten war. Ein entsprechender Verein „Nein
zum schleichenden EU-Beitritt“ war am 23. Oktober von Christoph Blocher, Ulrich
Schlüer und Thomas Aeschi gegründet worden. Blocher nahm Einsitz im Präsidium.
Bereits seien 40 zivilgesellschaftliche Organisationen beigetreten, darunter auch die
Auns, die im Kampf gegen den EWR-Beitritt in den 1990er Jahren gegründet worden
war. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.2013
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung in Meiringen Ende Oktober wetterte Parteipräsident
Brunner gegen die FDP, die ihre Grundsätze verloren habe, weil sie die SVP-
Familieninitiative ablehne. Einen Tag später machte Brunner in einem Interview in der
Ostschweiz am Sonntag den Freisinnigen allerdings ein Angebot für flächendeckende
Listenverbindungen für die Wahlen 2015. Das bürgerliche Angebot müsse vergrössert
werden. Die FDP reagierte zurückhaltend. Noch im Frühjahr 2012 hatte sich FDP-
Präsident Philipp Müller für ein Verbot von Listenverbindungen ausgesprochen, war
aber mittlerweile zum Schluss gekommen, dass sich die Ausgangslage für die Wahlen
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2015 verändert hätte. Ende Oktober drohte die SVP dann allerdings damit, dass sie nach
den Wahlen 2015 den zweiten FDP-Bundesratssitz übernehmen werde. 54

Auf die Ende Oktober gemachten Avancen der SVP wollte Philipp Müller nicht eingehen.
Toni Brunner, der Präsident der SVP, bot der FDP via Sonntagsmedien einen Pakt für
die Nationalratswahlen 2015 an. Die Parteien sollten flächendeckend
Listenverbindungen knüpfen. Müller wollte sich noch alle Optionen offen halten und
gab sich irritiert, weil der SVP-Präsident nur wenige Tage vor seinem Angebot an einer
Delegiertenversammlung mehrere Breitseiten gegen die FDP abgefeuert hatte. Bei den
Wahlen 2011 hatte die FDP – damals noch unter Pelli – grossen Wert auf den Alleingang
als „liberales Original“ gelegt. Damals waren die Freisinnigen nur in sechs Kantonen
Listenverbindungen eingegangen und nur im Kanton Waadt kam es dabei zu einem
Zusammengehen der FDP mit der SVP. Müller hatte sich kurz nach den nationalen
Wahlen 2011 gar für ein nationales Verbot von Listenverbindungen stark gemacht.
Weniger Berührungsängste zeigten die Jungparteien, die sich gegen den Vormarsch des
„schleichenden Sozialismus“ verbrüderten. 55

WAHLEN
DATUM: 06.12.2013
MARC BÜHLMANN

Fulvio Pelli, der ehemalige FDP-Präsident, kündigte auf den Frühling 2014 seinen
Rücktritt aus der nationalen Politik an. Seine Mandate bei der Tessiner Kantonalbank
wolle er weiter verfolgen und in Lugano wieder als Anwalt tätig sein. Pelli wird als
engagierter Stratege in die Geschichte der FDP eingehen, dem unter anderem die
Fusion zwischen FDP und Liberalen gelungen ist. 56

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Schon früh startete die SVP ihre Kampagne zur Initiative „gegen die
Masseneinwanderung“. An der Delegiertenversammlung in Reiden (LU) Ende November
wurde das eigene Begehren nicht nur einstimmig zur Annahme empfohlen, sondern
Parteipräsident Brunner (SG) wetterte auch gegen die Wirtschaft, der man immer die
nötigen Arbeitskräfte gegeben habe, die aber masslos geworden sei. Mit der SVP-
Initiative lasse sich die Zuwanderung, die Wohnraum- und Mobilitätsprobleme
verursache und zudem inländische Arbeitnehmer bedrohe, wieder besser steuern. Die
Personenfreizügigkeit hätte der Schweiz nicht gebracht, was versprochen worden sei.
Für ein souveränes Land sei es selbstverständlich, dass es selber bestimme, wer
einwandere und wer wie lange bleiben dürfe. Ende Jahr verschickte die Partei ihr
Extrablatt, eine parteieigene Kampagnenpostille, in alle Schweizer Haushalte. Diese
Kampagnenmassnahme scheint von der Volkspartei den klassischen Zeitungsinseraten
immer stärker vorgezogen zu werden. 57

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die Masseneinwanderungsinitiative bescherte der SVP einen nicht wirklich erwarteten
Erfolg. Umfragen im Vorfeld der Abstimmung wiesen eher auf eine Ablehnung hin.
Einzelne SVP-Exponenten im Umfeld der Auns und der Jungpartei dachten im Falle
einer Ablehnung laut über einen Frontalangriff gegen die Personenfreizügigkeit nach,
was in der Parteizentrale allerdings als Unsinn bezeichnet wurde. Es gehe um die
Begrenzung der Einwanderung. Nach der Annahme der Initiative schien die SVP eine
Weile in Verlegenheit. Parteipräsident Toni Brunner sah seine Partei in einem Interview
mit dem "Sonntags-Blick" bei der Umsetzung nicht in der Pflicht. Verantwortung könne
man erst mit einem zweiten Bundesratssitz übernehmen. Allerdings forderte die Partei
dann relativ rasch die Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Umsetzung der Initiative, in
der die SVP vertreten sei. Anders als noch bei der Ausschaffungsinitiative, als die SVP in
einer solchen Gruppe Einsitz genommen hatte, weigerte sich Bundesrätin Sommaruga
jedoch, eine solche Gruppe zu konstituieren. Die SVP könne – wie alle anderen
Interessenten auch – via Vernehmlassung Stellung nehmen. Sollte ihr Begehren nicht
nach ihrem Gusto umgesetzt werden, drohte die SVP mit einer erneuten
Durchsetzungsinitiative oder laut einer Aussage von Christoph Blocher Mitte August mit
einer Initiative zur Kündigung der Personenfreizügigkeit. Auch eine Kündigung der
bilateralen Verträge mit der EU propagierte der ehemalige SVP-Bundesrat als gangbaren
Weg, falls die EU auf eine Einschränkung der Personenfreizügigkeit nicht eingehe. Die
EU sei vor allem auf den Landverkehrsvertrag – einer der sechs verbundenen Verträge –
angewiesen, weil er die Durchfahrt von Nord nach Süd sichere; deshalb werde sie diese
Verträge nicht aufkünden. 58
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Am 30. März wurde der Parteipräsident der FDP, Philipp Müller (AG), an der
Delegiertenversammlung in Schaffhausen einstimmig und mit stehenden Ovationen in
seinem Amt bestätigt. Müller wurde auch in der Presse ein gutes Zeugnis ausgestellt.
Seine direkte Art habe zur Popularisierung der Partei beigetragen. Die Linie der Partei
sei deutlicher geworden und die Mitglieder aktiver. Das Klischee des „pseudo-UDC“, das
ihm einige Liberale aus der Romandie vor seiner Wahl ins Präsidium 2012 angehängt
hatten, habe sich nicht bestätigt. Im Gegenteil: Müller entpuppe sich als echter
Liberaler. Seine Kollegen im Nationalrat attestierten ihm hohes Engagement. Allerdings
eckte Müller mit seiner jovialen und teilweise ins vulgäre abdriftenden Art auch ab und
zu an. Zudem gab es nach wie vor Stimmen, die Müller im Vergleich zu seinem
Vorgänger, Fulvio Pelli (TI) nicht als nationalen Präsidenten, sondern als
Deutschschweizer wahrnahmen. Dies war insbesondere deshalb ein Problem, weil die
FDP in der Romandie stärker verankert ist. Im Schnitt unterstützen 20% der Romands
die PLR, während die FDP in der Deutschschweiz durchschnittlich 13% Wählerstärke
aufweist. Auch das Etikett des „Monsieur 18%“ blieb an ihm haften: Müller hatte vor 14
Jahren mit einer Initiative den Ausländeranteil auf 18% der Bevölkerung beschränken
wollen. Vielleicht auch dank seinem Faible für Asylpolitik schaffte Müller aber den
Spagat zwischen Wirtschaftspartei und Volksnähe – dies schienen zumindest Umfragen
Ende März zu bestätigen. An der Delegiertenversammlung ebenfalls bestätigt wurde das
bisherige Vizepräsidium, bestehend aus Christian Lüscher (GE), Isabelle Moret (VD),
Carla Speziali (TI) und Christian Wasserfallen (BE). Als Wahlkampfleiter wurde Vincenzo
Pedrazzini (SZ) bestimmt. 59

ANDERES
DATUM: 23.03.2014
MARC BÜHLMANN

Bei der Abstimmungskampagne zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen zeigte sich
die SVP bereit, den Lead von der CVP zu übernehmen. Die CVP hatte sich von der
Kampagnenführung zurückgezogen, weil sie sich über die unklare Rolle Schwedens und
des Gripen-Herstellers Saab im Abstimmungskampf empörte. Parteipräsident Brunner
sagte in einem Radio-Interview, dass man jetzt keine Zeit mehr verlieren dürfe. Zu
einem Debakel verkam die Abstimmung dann nicht nur wegen des Erfolgs des
Referendums, sondern auch, weil sich Bundesrat Ueli Maurer während der Kampagne
einige „Entgleisungen“ – so die NZZ – leistete. Um aufzuzeigen, dass die alten
Kampfflugzeuge durch neue ersetzt werden müssten, stellte Maurer bei mehreren
Anlässen die Frage, wie viele Gebrauchsgegenstände man denn noch im Haushalt habe,
die älter als 30 Jahre seien. Bei ihm zu Hause sei das nur noch seine Frau. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.2014
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung in Rothenturm (SZ) Ende Oktober, die unter dem Motto
„Frei blieben – Nein zum Gang in die Knechtschaft“ gestanden hatte, beschlossen die
Delegierten die Lancierung der schon lange vorher angekündigten Initiative „zur
Umsetzung von Volksentscheiden – Schweizer Recht geht fremdem Recht vor“. Das
Völkerrecht schränke die Freiheit der Schweiz bei der Umsetzung von an der Urne
angenommenen Volksbegehren zu sehr ein, gab Hans-Ueli Vogt (ZH, svp), Vater der
neuen Initiative, bekannt. Christoph Blocher rief die Delegierten auf, dabei mitzuhelfen,
zu verhindern, dass die Classe politique die schweizerische Freiheit und Wohlfahrt
zugrunde richte. Die Volkspartei hatte das Begehren bereits Mitte August in einer
grossen Medienkonferenz angekündigt. Die Bundesverfassung soll internationalem
Recht stets vorgehen; falls es aufgrund einer Verfassungsänderung zu Konflikten käme,
müssten völkerrechtliche Verträge gekündigt werden. Auch eine Kündigung der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) würde von der SVP in Kauf
genommen. Ende Jahr gab Parteipräsident Brunner den Medien bekannt, das Begehren
bei der Bundeskanzlei zur Vorprüfung eingereicht zu haben. Die Lancierung der
Initiative, die mit dem Namen "Selbstbestimmungsinitiative" versehen wurde, werde im
Wahljahr geschehen. 61

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und die Forderungen der SVP in der
Asylpolitik sowie hinsichtlich des Völkerrechts (fremde Richter) wurden in den Medien
als neue, in ihrer Schärfe aussergewöhnliche und zunehmende Radikalität der SVP
beschrieben. Die radikalen Forderungen weckten vor allem auch Kritik der anderen
Parteien, die an der Regierungsfähigkeit der Volkspartei zweifelten. Die Radikalität
schade letztlich dem Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz, so die Kritik
nicht nur der Linken, sondern auch der CVP und der BDP. Auch einzelne FDP-Vertreter
distanzierten sich immer vehementer von der SVP und sprachen sich laut gegen
mögliche Listenverbindungen für die Wahlen 2015 aus. Die zunehmende Radikalisierung
wurde mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative erklärt: Die SVP habe nicht
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mit einem Ja gerechnet, nun aber bemerkt, dass man mit radikalen Ideen mehr
Wählerstimmen gewinnen könne als angenommen. Um bei den Wahlen 2015 noch
einmal zulegen zu können, stellte die Volkspartei deshalb immer weiterreichende
Forderungen auf. CVP-Präsident Christophe Darbellay verglich die Volkspartei mit
kleinen Kindern, die immer mehr wollten, sobald sie etwas bekämen. Die Wählerschaft
müsse 2015 Stopp sagen und dieser destruktiven Politik Einhalt gebieten. BDP-
Parteichef Martin Landolt warf der SVP grässlichen Populismus und eine braune
Tendenz vor. Auch SP-Präsident Christian Levrat unterstellte der SVP faschistoide
Tendenzen. Die Nazi-Vorwürfe wurden allerdings von verschiedener Seite als
kontraproduktiv und falsch verurteilt. 
Mitte August schaltete sich alt-Bundesrat Adolf Ogi mit einem Interview in der
Sonntagspresse in die Diskussion ein. Er sprach von einem Weckruf, den es brauche,
um die „Allmachtsfantasien“ von Christoph Blocher zu stoppen. Ogi sprach auch davon,
dass sich viele in der Partei an der neuen, „zerstörerischen“ und kompromisslosen
Politik stiessen, sich aber nicht getrauten, dies öffentlich zu machen. Ogi bleibe in der
SVP, auch um an seine Parteikollegen zu appellieren, diesem Irrweg ein Ende zu
bereiten. Die Aussagen Ogis weckten einige Reaktionen. Parteipräsident Toni Brunner
wies auf die bestehenden Differenzen zwischen Ogi und seiner Partei in der
Aussenpolitik hin. Gegen "fremde Richter" und die Forderung, Volksinitiativen richtig
umzusetzen, hätte Ogi aber bestimmt nichts einzuwenden. Die von Ogi als mögliche
parteiinterne Kritiker bezeichneten Personen – etwa Albert Rösti (BE), Hannes Germann
(SH) oder Roland Eberle (TG) – gaben an, hinter den Initiativprojekten der SVP zu
stehen. Zudem sollten solche Fragen parteiintern und nicht via Medien gelöst werden.
Ogi selber gab zu Protokoll, dass er auf seinen Aufruf nur positive Reaktionen aus dem
In- und Ausland erhalten habe. Sein Weckruf würde Wirkung zeigen, so der alt-
Bundesrat, wenn nicht heute, dann morgen. 62

Das Verfahren um das 2011 bei der Ausschaffungsinitiative eingesetzte Inserat mit dem
Titel „Kosovaren schlitzen Schweizer auf“ wurde 2014 wieder aufgenommen. Zwar
wollte die Staatsanwaltschaft Bern das Verfahren 2013 eigentlich ad acta legen, weil der
in seiner Rolle als Parteipräsident als Hauptverantwortlicher betrachtete Toni Brunner
parlamentarische Immunität genoss. Sie wurde aber vom Berner Obergericht im August
2014 aufgrund einer Beschwerde der beiden Kosovaren, die das Verfahren angestrebt
hatten, angewiesen, die Untersuchung wieder aufzunehmen. In die Kritik gerieten
verschiedene Inserate der SVP auch im Länderbericht der Europäischen Kommission
gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI): Die SVP verwende extrem intolerante Bilder und
eine ebensolche Sprache. Die Volkspartei wehrte sich, der Bericht enthalte zahlreiche
Fehler und sei eine Bestätigung der abgehobenen und unseriösen Arbeitsweise solcher
Gremien. 63

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.08.2014
MARC BÜHLMANN

Mitte Oktober lancierte die SVP mit der Bekanntgabe der wichtigsten Themen ihren
Wahlkampf für die eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen 2015. Freilich barg die
Themenbesetzung keine Überraschung: Mit EU-, Ausländer- und Steuerpolitik will die
Volkspartei erneut punkten. Der schleichende EU-Beitritt soll verhindert, die
Ausschaffungs- und die Masseneinwanderungsinitiative umgesetzt und tiefere Steuern
eingefordert werden. Die drei Themen wurden Ende Jahr in einer flächendeckenden
Inseratekampagne verbreitet. Allerdings soll der Wahlkampf inhaltlich zahmer sein und
man will sich stärker dem Strassenwahlkampf widmen – in Anlehnung an die
Fernsehsendung „SF bi de Lüt“. Mit dem Slogan „Frei bleiben“ sollen die Wähler- und
die Mandatsstärke in National- und Ständerat erhöht werden, wobei die beiden
Wahlkampfleiter – Albert Rösti (BE) für die Deutschschweiz und Claude-Alain Voiblet
(VD) für die Romandie – bewusst auf konkrete Zahlen verzichteten. Als Maskottchen
fungierte nicht mehr der Geissbock Zottel, sondern ein Berner Sennenhund namens
Willy. Nicht mehr das kämpferische, bockige Element, sondern ein Gefühl von
Sicherheit und Freiheit solle damit vermittelt werden. Willy sei die Abkürzung von
Wilhelm und solle an den Schweizer Freiheitshelden erinnern. Um die Mandatszahl in
der kleinen Kammer zu erhöhen, sprach die SVP nicht mehr wie 2011 von einem damals
gescheiterten "Sturm aufs Stöckli". Es wurde vielmehr bewusst versucht, in den
Kantonen konziliante SVP-Köpfe als Ständeratskandidaten aufzubauen. Ziel sei auch ein
zweiter Bundesratssitz, gab Parteipräsident Toni Brunner im Interview mit "Le Temps"
bekannt. Die Masseneinwanderungsinitiative gebe der Partei frischen Wind. In ersten
Umfragen ein Jahr vor den Wahlen schien die Volkspartei aber weniger Rückhalt als
noch 2011 zu geniessen, was auf eine allzu starre Haltung der SVP zurückgeführt wurde.
Anfang November zeigte sich Brunner etwas weniger hoffnungsfroh als noch im
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Oktober, und gab an, bereits die Verteidigung des Besitzstandes wäre ein Erfolg. Auch
die Chancen für einen zweiten Bundesratssitz beurteilte er als nicht sehr gross, weil die
anderen Parteien einen Abwehrreflex gegen die SVP entwickelt hätten und Freude
empfänden, die SVP zu demütigen. Auch Ende Dezember zeigten Umfragen in der
Sonntagspresse leichte Verluste für die SVP, wenn zum Umfragezeitpunkt gewählt
worden wäre. 64

Das ganze Jahr über wurde in den Medien spekuliert, ob sich die FDP stärker mit der
SVP verbünden sollte. Zur Diskussion standen dabei insbesondere Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen 2015. Anfang Jahr drohte der Parteipräsident der SVP
Toni Brunner (svp, SG) implizit damit, der FDP einen Bundesratssitz streitig zu machen,
sollte sie sich nicht für flächendeckende Mitte-Rechts-Verbindungen einsetzen. Im
Januar sah der FDP-Parteipräsident Philipp Müller noch keinen Grund, nicht mit der
SVP zu paktieren. Allerdings müsse man die Frage von Listenverbindungen den
Kantonen überlassen und die SVP könne nicht nur Forderungen stellen, sondern müsse
die FDP auch unterstützen. Anders als sein Vorgänger Fulvio Pelli (TI) verschloss sich der
neue FDP-Präsident Listenverbindungen nicht. Auch mit der CVP oder den neuen
Mitteparteien könne man sich – je nach kantonaler Ausgangslage – verbünden. Das
Verhältnis zwischen FDP und SVP kühlte sich dann jedoch nach der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative merklich ab. Auch die deutlichen Worte, die
Parteipräsident Müller gegen die von der SVP angekündigte Initiative fand, welche
Landesrecht über Völkerrecht stellen will, dienten der Abgrenzung gegen rechts. Anfang
Oktober gab Müller dann allerdings auch bekannt, dass die FDP – falls die dannzumal
erste Trendumfrage zu den Wahlen, die für die FDP einen leichten Zuwachs voraussah,
sich bestätigen sollte – Bundesrätin Widmer-Schlumpf auf Kosten eines zweiten SVP-
Bundesratssitzes abwählen würde, sofern die SVP einen valablen Kandidierenden
aufstelle. Auch seitens der CVP wurden der FDP Avancen gemacht. Die FDP sei
eingeladen, an einer kohärenten Mitte zu partizipieren. Müller reagierte prompt auf
diese Einladung und forderte vielmehr die CVP und die anderen Mitteparteien auf, in
einem Bürgerblock mitzuarbeiten. Von links wurde einer der beiden FDP-
Bundesratssitze in Frage gestellt. Um eine rechte Mehrheit aus zwei FDP- und zwei SVP-
Regierungsmitgliedern zu verhindern, und unter der Annahme, dass der SVP zwei
Regierungssitze zustünden, müsste die FDP auf einen ihrer Sitze verzichten. Ins Visier
der SP geriet dabei vor allem Bundesrat Johann Schneider-Ammann, der nicht nur
aufgrund einer Steuergeschichte seiner ehemaligen Firma ins mediale Schlaglicht
geriet, sondern der von der Linken auch für die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative mitverantwortlich gemacht wurde, weil er zu wenig
dagegen angekämpft habe. 65

ANDERES
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Wie schon 2012 fiel die SVP bei der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen durch einige Inkohärenz auf. Gleich bei vier Vorlagen, in denen
SVP-Mitglieder teilweise federführend waren, kam es zu abweichenden kantonalen
Parolen: Einige Mühe bekundete die SVP etwa mit der Parolenfassung zur
Ecopopinitiative, die teilweise auch als Druckmittel zur Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative betrachtet wurde. Weil einige SVP-Mitglieder dem
Ecopop-Komitee angehörten, kam es an der Delegiertenversammlung Ende August in
Unterägeri zu einer Debatte, bei der sich die Gegner des Begehrens schliesslich mit 298
zu 80 Stimmen durchsetzten. Dabei wurden von der Parteispitze auch strategische
Argumente vorgebracht: Wenn die SVP Ja sage und die Initiative an der Urne abgelehnt
werde, dann könne das so ausgelegt werden, als wollten die Stimmbürger die
Zuwanderung gar nicht begrenzen. Sieben Kantonalsektionen (AG, BL, LU, OW, SO, SZ,
TI) wollten diese Argumentation allerdings nicht unterstützen und empfahlen ein Ja.
Mitte Oktober beschloss der Zentralvorstand das Nein gegen die Initiative zur
Abschaffung der Pauschalbesteuerung und zur Goldinitiative. Im Vorfeld war
gemutmasst worden, dass vor allem letztere intern zu Diskussionen geführt habe und
deshalb den Delegierten nicht vorgelegt werden sollte. Offizielle Lesart war, dass man
den Delegierten an der Versammlung in Rothenturm (SZ) am 25. Oktober mehr Zeit für
die Debatte der geplanten Initiative zur Umsetzung von Volksentscheiden (gegen fremde
Richter) lassen wolle. Insbesondere das knappe Nein des Zentralvorstandes gegen die
Goldinitiative (mit 35 zu 34 Stimmen) weckte heftigen Widerstand der Initianten, die
allesamt selber der SVP angehören. Ulrich Schlüer und Lukas Reimann sprachen von
einem Demokratieproblem und kritisierten, dass der Antrag der JSVP, die Delegierten
trotzdem abstimmen zu lassen, vom Vorstand nicht ausgezählt, sondern nur geschätzt
worden sei, obwohl das Ergebnis sehr knapp gewesen sei. Der Vorstand begründete
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sein Nein damit, dass unverkäufliche Goldreserven im Krisenfall der Schweiz keinen
Nutzen brächten. In der Tat widerspiegelten aber dann nicht weniger als 16
abweichende Sektionen (AG, BE, BL, BS, GE, GR, JU, LU, NW, OW, SH, SZ, TI, VS, ZG; NE
beschloss Stimmfreigabe) die knappe Haltung in der Parteielite. Gegen das bereits Ende
November 2013 gefasste Ja des Zentralvorstandes für die Abtreibungsinitiative regte
sich nicht nur Widerstand bei den SVP-Frauen, die im Januar ein Nein beschlossen,
sondern auch in den Kantonen Jura und Waadt, die ebenfalls ein Nein empfahlen. Die
Kantone Freiburg, Genf und Graubünden beschlossen zudem Stimmfreigabe. Das Ja des
Zentralvorstandes im April zur Pädophileninitiative, bei der sich insbesondere Natalie
Rickli und Oskar Freysinger stark ins Zeug legten, weckte ebenfalls den Unmut der SVP-
Frauen, die auch hier ein Nein empfahlen. Schliesslich tat sich die Basis schwer mit
dem Nein-Entscheid des Parteivorstandes beim Gegenvorschlag zur Hausarztinitiative,
wogegen in den Kantonen neun abweichende Parolen gefasst wurden (Ja in FR, GE, GL,
GR, JU, LU, SH und TG; Stimmfreigabe in UR). Bei den übrigen sieben Vorlagen war sich
die SVP-Familie hingegen ausserordentlich einig – insbesondere wenn es sich um linke
Begehren handelte und natürlich bei der eigenen Masseneinwanderungsinitiative, bei
der bereits Ende November 2013 mit 352 zu 0 Stimmen für ein Ja geworben wurde.  Das
Nein zu FABI war ebenfalls bereits im November des Vorjahres vom Zentralvorstand
gefällt worden. An der Delegiertenversammlung Anfang April in Näfels (GL) sprachen
sich die SVP-Delegierten auch deutlich für den Kauf des Kampfjets Gripen (393 zu 1
Stimmen) aus. Bundesrat Maurer bezeichnete die anstehende Volksabstimmung als
generelles Votum für oder gegen die Armee. Gegen die Mindestlohninitiative wurde
hingegen wie erwartet ein einstimmiges Nein empfohlen. Solche linken Anliegen – und
nicht die in den Medien angeprangerte Einwanderungsinitiative – seien Gift für die
Schweiz, kommentierte Parteipräsident Brunner den Delegiertenentscheid. Ebenfalls
wenig umstritten waren das Nein zur Einheitskrankenkasse (mit 354 zu 9 Stimmen) und
das Ja zur Gastrosuisse-Initiative (357 zu 1 Stimme). 66

Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 67

2014 schlug der Parteipräsident der SVP, Toni Brunner (svp, SG), der FDP
flächendeckende Listenverbindungen für die eidgenössischen Wahlen im Herbst 2015
vor. Laut Medien erklärte sich die SVP dazu bereit, in kleinen Kantonen auf eigene
Kandidierende zu verzichten, wenn überall sonst eine Allianz gebildet werde. Die FDP
tat sich allerdings schwer mit diesem Angebot. Rein rechnerisch sind
Listenverbindungen für den kleineren Partner in der Regel nicht vorteilhaft. Aber auch
inhaltlich sahen zahlreiche FDP-Kantonalsektionen zu wenig Nähe zur SVP, um eine
Zusammenarbeit einzugehen. 
Vor diesem Hintergrund erteilte FDP-Parteipräsident Philipp Müller (fdp, AG) der SVP im
Januar 2015 eine Absage für flächendeckende Listenverbindungen. In einzelnen
Kantonen sei dies denkbar, die Basis sei aber in der grossen Mehrheit gegen eine
engere Zusammenarbeit mit der SVP, die sich zusehends «radikalisiere», so Müller.
Auch ein inhaltlicher bürgerlicher Schulterschluss – ein solcher war zusammen mit SVP
und CVP vor allem in Wirtschaftsfragen geplant – dürfe nicht «zur Selbstaufgabe
führen»; wenn sich die FDP der nach rechts driftenden SVP annähere, würde sie ihr
«historisches Erbe» aufgeben. Die Weltwoche machte aus dem bürgerlichen
Schulterschluss flugs einen «bürgerlichen Schulterschuss».
Bei einigen aktuellen kantonalen Parlaments- und Regierungswahlen (z.B. Luzern, Zürich
oder Basel-Landschaft) war die Zusammenarbeit zwischen FDP und SVP zwar durchaus
erfolgreich gewesen, kantonale Wahlen seien aber nicht das gleiche wie nationale
Wahlen. Die nationale FDP-Parteispitze empfahl deshalb im Mai 2015 den
Kantonalsektionen aus wahlarithmetischen und inhaltlichen Gründen, auf
Listenverbindungen zu verzichten. Der Alleingang schärfe das Profil und demonstriere
Unabhängigkeit, verteidigte der FDP-Präsident diese Empfehlung in den Medien. Das
System Schweiz sei «nicht geeignet für verpflichtende Allianzen». 
Letztlich verbanden sich die SVP und die FDP lediglich in den Kantonen Aargau, Basel-
Landschaft und Schaffhausen. Die Nicht-Allianz zwischen den beiden Parteien trieb
dabei seltene Blüten: Im Kanton Waadt nahm die jahrzehntelange Zusammenarbeit – als
«exception vaudoise» bekannt – ein Ende. Und im Kanton Luzern verbanden sich die
«Schwarzen» (FDP) zum ersten Mal überhaupt mit den «Roten» (CVP), was als Folge des
verhinderten Zusammengehens von FDP und SVP interpretiert wurde. 68
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Im Januar 2016 hatte Toni Brunner (svp, SG), der amtierende Parteipräsident der SVP,
angekündigt, sein Amt niederzulegen. Der Toggenburger hatte der Partei acht Jahre lang
vorgestanden und machte sie in seinem letzten Präsidialjahr bei den eidgenössischen
Wahlen 2015 mit einem Wählendenanteil von 29.4 Prozent zur stärksten Partei seit
Einführung der Proporzwahlen. Brunner hatte das Amt angetreten, als Christoph
Blocher (svp, ZH) im Bundesrat nicht mehr bestätigt worden war und die SVP kurze Zeit
als reine Oppositionspartei angeführt. Bei seinem Abtritt verfügte die SVP wieder über
zwei Bundesräte. Neben Toni Brunner gab auch Christoph Blocher bekannt, sein Amt
als Vizepräsident abzugeben, und auch der langjährige Generalsekretär der Partei,
Martin Baltisser, der bereits in den 1990er Jahren und dann ein zweites Mal seit 2009
das Generalsekretariat geführt hatte, gab seinen Rücktritt bekannt. Dies wurde in der
Presse als «Ende einer Ära» (Liberté) oder gar als «Zeitenwende» (NZZ) beschrieben. 

Gleichzeitig mit der Bekanntgabe des Rücktritts von Brunner schlug die SVP-Leitung als
Nachfolger den Berner Nationalrat Albert Rösti (svp, BE) vor. In der Presse wurde der
«Null-Charisma-Mann» als «brav» (BaZ) bezeichnet. Er sei zwar «sanft im Auftritt, aber
absolut linientreu» wusste der Tages-Anzeiger. Es könne deshalb von Kontinuität
ausgegangen werden. Auch die Zeitung «Der Bund» rechnete nicht damit, dass sich mit
einem Berner Präsidenten an der Ausrichtung der Partei etwas ändern werde. Die Zeit
in der «eine gemässigte Berner SVP gegen den neoliberalen Zürcher Flügel kämpfte» sei
vorbei. Immerhin habe der «Hardliner [...] Berner Rundungen» meinte die BZ. Da er im
Gegensatz zu Toni Brunner gut französisch spreche, wurden der SVP mit Rösti grössere
Chancen in der Romandie prophezeit. Rösti selber sprach sich in Interviews für
Kontinuität aus. Er sehe es als Herausforderung, die Stärke der Partei zu halten, und es
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sei nicht ohne Risiko, eine Partei auf ihrem Höhepunkt zu übernehmen. An der
Delegiertenversammlung Ende April 2016 wählte die Delegiertenversammlung dann ein
neues SVP-Präsidium. Einstimmig wurde Albert Rösti mit 511 Stimmen (ohne
Enthaltungen) zum neuen Präsidenten gewählt. Gegenkandidierende hatten sich keine
gemeldet. 

Die grösseren personellen Veränderungen an der Parteispitze betrachtete die Partei
auch als guten Zeitpunkt, die seit den 1990er Jahren und dem Aufstieg der Partei kaum
veränderten Organisationsstrukturen anzupassen. Von den Delegierten wurde zudem
eine Statutenänderung gutgeheissen, die drei (statt bisher sieben) Vizepräsidien vorsah,
die gemeinsam mit dem Präsidenten den Parteileitungsausschuss bilden, der das
Tagesgeschäft der Partei führen soll. Ins Vizepräsidium wurden Céline Amaudruz (svp,
GE), Thomas Aeschi (svp, ZG) und Oskar Freysinger (VS, svp) gewählt. Diesem Ausschuss
gehörten zudem neben Christoph Blocher als Strategieverantwortlichen auch Walter
Frey als Kommunikationsverantwortlicher, Thomas Matter (svp, ZH) als Finanzchef sowie
Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) an. Damit werde die strategische Führung
gestärkt und die Fachkompetenz in den Gremien erweitert, so die Partei in ihrem
Jahresbericht. Zum neuen Generalsekretär hatte der Zentralvorstand bereits einen Tag
vor der Delegiertenversammlung Gabriel Lüchinger gewählt. 69

1) AB NR, 2015, S. 2076 ff.; Kommissionsbericht SPK-NR vom 13.02.2015; NZZ, 8.12.15
2) AB SR, 2016, S. 504 f.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 03.05.2016; NZZ, TG, 15.6.16
3) Presse vom 15.4.96
4) Presse vom 4.3., 6.3. und 21.3.00. 
5) BZ, 5.5. und 22.5.01. ; Presse vom 30.4.01. 
6) Presse vom 7.9. und 16.11.02.
7) NZZ, 22.2.03; Presse vom 15.3. und 17.3.03.
8) Presse vom 5.-9.3.04.
9) BZ und NZZ, 27.3.04.
10) Presse vom 6.11., 8.-9.11., 15.11. und 18.12.04; NZZ, 22.12.04.
11) Presse vom 7.3.05; Zum Präsidentenwahlkampf siehe Presse vom 3.2.-6.3.05, zu Leutenegger Presse vom 11.-12.2. und
19.2.05.
12) Presse vom 16.-18.4.05; NZZ, 25.4.05; NF, 27.4.05 (Kantonalparteien). 
13) Presse vom 16.1.06.
14) Presse vom 21.8.06. Zur Wahl von Gabi Huber zur Vize-Präsidentin siehe NLZ, 19.8.06.
15) NZZ, 21.12.06; LT, 28.12.06.
16) Presse vom 27.10.07.
17) NZZ, 23.10.07; SGT und TA, 24.10.07; NZZ und TA, 9.11.07; SoZ, 18.11.07.
18) Presse vom 21.1.08.
19) Bund, 1.3.08; Presse vom 3.3.08.
20) Blick, 14.3.08; BZ, 17.3.08.
21) Delegiertenversammlung: NZZ, 5.4., 19.4. und 21.4.08; Bund und SN, 19.4.08; LT, SN und TA, 21.4.08. Vizepräsidium: NLZ,
1.4.08.
22) Verbandsbeschwerderecht: Bund und SGT, 8.5.08; Bund, 9.5.08. Gesundheitsartikel: TA, 20.5. und 31.5.08.
Delegiertenversammlung: Presse vom 30.6.08.
23) Presse vom 18.9.06.
24) Presse vom 27.10.08.
25) NZZ, 11.2.09.
26) TA, 15.1. und 2.3.09; NZZ, 3.2.09; NLZ, 7.2.09; LT, 2.3.09.
27) AZ und TA, 16.3.09; SZ, 17.3.09; BüZ, NZZ und SGT, 22.4.09; BüZ, 23.4.09; NZZ, 24.4. und 29.6.09; SN, 6.5.09.
28) BaZ und NZZ, 8.5.07; NZZ und TA, 19.5.07; Presse vom 17.9.07.
29) TA, 16.6. und 12.8.09; SZ, 17.6. und 10.7.09; NZZ und SN, 19.6.09; BaZ, 20.6., 29.6. und 7.7.09; NZZ, 29.6., 13.7., 24.7. und
11.8.09; Bund, 1.7. und 9.7.09; SGT, 7.8.09; Presse vom 29.8. und 17.9.09. 
30) NZZ, 19.10.09.
31) TA, 30.1.10; SZ und NLZ, 12.2.10; TA, 17.2.10; Presse vom 2.3. und vom 9.3.10; SoZ, 25.4.10; Presse vom 26. und 27.4.10.
32) SGT, 31.3.10; Presse vom 7.8. und 4.9.10; Delegiertenversammlung: NZZ, 18.10.10.
33) Presse vom 28.9. bis 13.10.10.
34) S. 344; NZZ, 12.10. und 18.10.10; BaZ 16.10.10.
35) Presse vom 6.12. und 7.12.10; SZ, 7.12.10; NZZ, 13.12.10.
36) So-Bli, 2.1.11 (Jenseits von Gut und Böse); BaZ, 3.1.11; 24h, 11.1.11; NZZ, 5.2.11.
37) BaZ, 5.1.11; 24h, 13.1.11; NZZ, 5.2.11.
38) NZZ, 28.3.11; Blick, 29.3.11; NZZ und TG, 4.4.11; BaZ, 5.4.11.
39) Presse vom 27.7.11; AZ, 29.7.11; SoS, 30.7. und 3.8.11; Blick, 8.8.11.
40) TA, 6.1.11; NZZ, 17.1.11 (Dunkelkammer, europhil, heimatmüde); SZ, 7.3.11 und SoS, 8.3.11 (Ersatzwahlen in Bern); Presse vom
8.4.11 (Ankündigung der Kandidaturen Blocher, Brunner, Baader); Presse vom 24.10., 28.10., 13.11., 21.11., 28.11. und 5.12.11;
NZZ, 7.12.11.
41) Rime: SZ und SOS, 2.3.11; Baader: Presse vom 28.10; Eberle: AZ, 9.9.11; Amstutz: BZ, 7.11.11; Spuhler: Blick, 18.11.11; Brunner:
SoZ, 13.11.; Parmelin: NZZ, 14.11.11, 24h, 19.11.11; Germann: BaZ, 16.11.11; Stark: SGT, 25.11.11; Tännler: Presse vom 30.11.11;
Zuppiger: Presse vom 29.11. und 30.11.11; SPJ 2008, S. 33; Vorwürfe gegen Zuppiger: WW, 8.12.12; Presse vom 8.12. und 9.12.11;
Nachnominierung Walter und Kritik: Presse vom 9.12. und 10.12.11.
42) Lib. und Blick, 23.4.11 (Sonderbewilligung); SoS, 28.9.11 (Kantonalbank); TA, 18.10.11; AZ, 24.10.11; SGT und SoS, 25.10.11; SoS
und AZ, 26.10.11; BaZ und SoS, 27.10.11; TA und NZZ, 29.10.11; SoS, 7.11.11; Presse vom 9.12. und 16.12.11; NZZ, 28.12.11.
43) BZ, 26.1.12; Presse vom 12.3.12; NLZ, 17.4.12.
44) SoZ, 12.2. und 18.3.12; Presse vom 20.3.12; TA, 29.3.12; LT und TA, 30.3.12; Presse vom 31.1.12; TA, 7.4.12; Presse vom 12.4.
und 14.4.12; LT, 18.4.12; NZZ, 4.5.12; Presse vom 5.5. und 7.5.12; zur internen Kritik vgl. z.B. LT, 3.4.12; TAM, 21.4.12.
45) AZ, 10.4.12; TA und AZ, 13.4.12; Presse vom 5.7.12; LT, 6.7.12.
46) NZZ, 19.1.12; Presse vom 30.1.12; WW, 9.2.12; BaZ, 28.7.12.
47) Presse vom 21.8.12; NZZ, 29.10.12.
48) BZ, 16.1.12; LT, 17.1.12; NZZ, 10.2.12; LT, 28.2.12; NLZ, 2.3.12; NZZ und SGT, 3.3.12; Presse vom 6.3. und 7.3.12; NZZ, 9.3.12;
Presse vom 14.3.12; TA, 16.3.12; NZZ, 2.4. und 14.4.12; Presse vom 23.4.12; NZZ, 24.10.12; LT, 7.11.12.
49) AZ, 5.4.13; NZZ, 23.4.13; AZ, 30.4.13; NZZ, 2.5. und 12.5.13; Presse vom 10.6.13; NZZ, 15.8.13; Lit. Nai/Sciarini 

01.01.90 - 01.01.20 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



50) SoZ, 21.4. und 28.4.13; NZZ, 2.5. und 29.6.13; BaZ, 4.7.13; Blick, 17.7.13; BaZ und NZZ, 13.8.13
51) TA, 29.5.13; Presse vom 14.8.13; NZZ, 12.9.13.
52) NZZ, 25.8.13; TA, 30.8.13; BZ, 18.9.13.
53) NZZ, 11.1., 13.1. und 29.6.13; SO, 25.8.13; NZZ, 26.8., 6.9., 22.10. und 28.11.13.
54) So-Bli, 20.10.13; TA, 26.10.13; NZZ, 28.10.13; AZ, 29.10.13; NZZ, 5.12. und 6.12.13
55) WW, 31.1.13 (schleichender Sozialismus); NZZ, 28.10., 5.12. und 6.12.13.
56) Presse vom 31.10. und 13.12.13.
57) SoZ, 17.11.13; Sonntagspresse vom 24.11.13; Presse vom 25.11.13; So-Bli, 29.12.13
58) SO, 19.1.14; So-Bli, 23.2., 6.4.14; AZ, 5.6.14; NZZ, 18.8.14; Blick, 8.11.14
59) TG, 29.1.14; LT, 7.3.14; Lib, 29.3.14; SoZ, 30.3.14; SN, 31.3.14; SO, 25.5.14
60) BZ, 19.2.14; AZ, 28.4.14; NZZ, 29.4.14; AZ, 30.4.14
61) NZZ, 13.8.14; AZ, 27.10.14; LZ, 29.12.14; NZZ, 31.12.14
62) Blick, 16.8.14; SO, 17.8.14; BaZ, Blick, NZZ, TA, 18.8.14; AZ, Blick, SGT, TG, 19.8.14; Blick, WW, 20.8.14; NZZ, 23.8.14; SGL,
8.9.14; LZ, 15.9.14; Lib, 16.9.14; NZZ, 22.9.14
63) SoZ, 7.9.14; NZZ, 18.9.14
64) LT, 1.10.14; Blick, 4.10.14; So-Bli, 12.10.14; LT, Lib, NZZ, 15.10.14; SGT, 7.11.14; NZZ, 22.12.14; BaZ, CdT, NZZ, 31.12.14
65) SO, 5.1.14; NZZ, 10.1., 13.1.14; SoZ, 16.2.14; AZ, 18.2.14; NZZ, 9.4., 10.4.14; AZ, 16.8.14; So-Bli, 5.10.14; AZ, 19.12.14
66) NZZ, 7.4.14; So-Bli, 24.8.14; AZ, NZZ, 25.8.14; Blick, 21.10.14; Lib, TA, 22.10.14; NZZ, 25.10.14; Blick, 28.10.14; AZ, LT, TA,
31.10.14; SO, 2.11.14; Blick, 5.11.14; Lib, 11.11.14
67) LT, 23.2.15; Blick, LZ, NZZ, 3.3.15; NZZ, 4.3.15; Exp, LT, LZ, Lib, SGT, 28.3.15; LT, 2.4.15; SO, 26.4.15; LT, 7.5.15; NZZ, 9.5.15;
Blick, 1.6.15; Blick, 3.6., 4.6.15; Blick, 6.6.15; SO, 21.6.15; Blick, 22.6.15; AZ, Lib, 23.6.15; SO, So-Bli, 28.6.15; AZ, 29.6.15; SO,
27.9.15
68) SO, 4.1.15; Blick, LZ, NZZ, TA, TG, 12.1.15; LT, 13.1.15; NZZ, 15.1.15; Lib, 17.1.15; 24H, 3.2.15; AZ, 10.2.15; WW, 12.2.15; 24H,
14.4.15; NZZ, 21.4.15; 24H, 22.4.15; LT, 24.4.15; NZZ, 2.5.15; BZ, 8.5.15; LT, 12.5.15; So-Bli, 7.6.15; NZZ, 29.6.15; LT, 3.7.15
69) Medienmitteilung SVP vom 9.1.16; SVP-Jahresbericht (2016); SO, So-Bli, SoZ, 10.1.16; AZ, BZ, BaZ, Blick, Bund, Lib, NZZ, TA,
11.1.16; Lib, TA, 12.1.16; LZ, 15.4.16; BZ, 16.4.16; NZZ, WW, 21.4.16; BZ, Lib, 22.4.16; BaZ, LZ, NZZ, TG, 23.4.16; SO, So-Bli, 24.4.16;
BaZ, Blick, NZZ, TA, TG, 25.4.16

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 22


